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            7Daniel Loick und Vanessa E. Thompson

            Was ist Abolitionismus?
            

         

         Die Demonstrationen und Rebellionen für schwarze Leben im Sommer 2020 stellten die
            größte politische Bewegung in der Geschichte der USA dar.[1]  Dabei war die Black-Lives-Matter-Bewegung nicht auf Nordamerika beschränkt, sondern
            reichte auch nach Lateinamerika, Europa, Australien und mehrere Länder Afrikas und
            mobilisierte damit auch weltweit die größten antirassistischen Proteste aller Zeiten.
            Im Zuge dieser globalen Aufstände wurden einer breiteren Öffentlichkeit Forderungen
            zugänglich gemacht, die aus dem theoretischen und praktischen Kontext des Abolitionismus
            stammen. Einer der weltweit resonierenden Slogans war Defund the Police: die Forderung, Ressourcen von der Polizei abzuziehen und diese in Strukturen der
            radikalen sozialen Gerechtigkeit (Wohnen, Gesundheitsversorgung, Bildung und Strukturen
            der Unterstützung) zu reinvestieren. Ebenso fordern Aktivist:innen die Entkriminalisierung
            von Armut, Migration oder Drogenkonsum als Teil eines breiteren Kampfes um das Zurückdrängen
            und Abbauen von Strafregimen und Kontrollinstitutionen wie Gefängnissen, Lagern, Polizeien
            und anderen Institutionen staatlicher Gewalt.[2] 

         8Aber was meint Abolitionismus eigentlich, was umfasst dieser Ansatz und wie wird Gesellschaft
            in den theoretischen und bewegungspolitischen Ansätzen des Abolitionismus gedacht?
         

         
            
               Geschichte

            

            Abolitionismus meint wörtlich Abschaffung und geht als soziale Bewegung und theoretische Perspektive historisch sehr weit zurück.
               Die Anfänge der Bewegung liegen bereits in den Kämpfen gegen die Versklavung in den
               USA und der Karibik im 19.Jahrhundert. Die Geschichte des Abolitionismus als spezifischer politischer Ansatz
               ist allerdings selbst umstritten. In den dominanten Narrativen werden hier oft die
               weißen liberalen Bewegungen gegen die Versklavung aus dem 18.Jahrhundert in Großbritannien und den USA angeführt, die, im Anschluss an die Quäker:innen, Versklavung nicht mehr aus religiösen
               Gründen, sondern aufgrund aufklärerischer Ideale ablehnten. In dieser gängigen Erzählung
               wird der Abolitionismus als die historisch erste transnationale soziale Bewegung dargestellt,
               deren Ziel die Abschaffung der Versklavung aus Afrika deportierter Menschen in den
               Kolonien Amerikas beziehungsweise des transatlantischen Versklavungshandels war. Unter
               Rückgriff auf herausragende Einzelpersonen wird Abolitionismus dabei als ein moralischer
               Fortschritt der Menschheit dargestellt, der insbesondere von weißen Männern wie Abraham
               Lincoln in den USA oder Victor Schœlcher in Frankreich und ihren liberalen Idealen vorangetrieben wurde.
               Obschon einige solcher Darstellungen auch ehemals versklavte Menschen wie etwa Frederick
               Douglass oder Sojourner Truth mit Bezug auf die USA oder Olaudah Equiano mit Bezug auf Großbritannien erwähnen und einbeziehen, zeichnen
               sie Abolitionismus vor allem als eine weiße aufklärerische Bewegung.
            

            Gegenüber dieser Geschichtsschreibung verweisen die Wissensbestände der »Black Radical
               Tradition«[3]  darauf, dass Abolitionismus vor allem eine Bewegung und Perspektive der schwarzen
               Massenwiderstände gegen den Plantagenkapitalismus war. Demnach unternehmen radikale
               Abolitionist:innen eine Lesart des Abolitionismus 9»von unten«. So argumentiert der schwarze Soziologe, Kommunist, Panafrikanist und
               Abolitionist W.E.B. Du Bois in seinem Magnum opus Black Reconstruction in America (1935)[4]  – entgegen der These, dass die Abschaffung hauptsächlich eine Errungenschaft der
               Abolitionist:innen aus dem Norden sei –, dass schwarze versklavte Menschen, the dark proletariat, nicht nur den Dreh- und Angelpunkt andauernder kapitalistischer Akkumulation bilden,[5]  sondern dass sie im Süden der USA mit einem Massenstreik von vier Millionen Menschen (1861 bis 1865) und ihrem Widerstand
               die grundlegende Rolle in der Abschaffung der Versklavung in den USA spielten.
            

            Drei Jahre nach dem Erscheinen von Black Reconstruction veröffentlichte der schwarze radikale Historiker und Marxist C.L.R. James Die schwarzen Jakobiner, ein Grundlagenwerk über die haitianische Revolution, die als Manifestation abolitionistischen
               Widerstands zur Abschaffung der Plantagenökonomie zu verstehen ist. In der französischen
               Kolonie Saint-Domingue, der damals profitabelsten Plantagenökonomie der Welt, erkämpften
               die versklavten Menschen im Jahr 1793 gegen den Widerstand der westlichen Kolonialmächte
               die weltweit erste Abolition.[6]  Die haitianische Revolution gilt in den Archiven schwarzer Befreiung und internationaler
               Kritik am kolonialen Kapitalismus als grundlegendes Ereignis des Abolitionismus, das
               weit über Haiti, aber auch über afrodiasporische Widerstandsbewegungen hinauswies,
               wie etwa die Bezugnahme indigener Gruppen im Pazifik, wie der Maori, oder auch lateinamerikanischer
               Bewegungen gegen Versklavung und Kolonialismus zeigen.[7] 

            Wenn auch die haitianische Revolution die erste erfolgreiche 10Revolution schwarzer versklavter Menschen war, ist es dennoch wichtig darauf zu verweisen,
               dass sich historischer Abolitionismus darüber hinaus auf die vielfältigen anderen
               Widerstände gegen Versklavung bezieht. Hier sind größere Aufstände zu nennen, wie
               die Rebellion um Nat Turner 1831, die New York slave revolt 1712, Rebellionen auf den Sklavenschiffen, wie die Amistad-Entführung oder das Igbo-Landing 1803, in dem sich nach der erfolglosen Befreiung eines Sklavenschiffes, angeführt
               von schwarzen Frauen, mehrere Igbo kollektiv umbrachten, indem sie von Bord sprangen.
               Auch die kollektive Flucht von den Plantagen in der Karibik und Lateinamerika und
               die Gründung alternativer Gesellschaftsformationen in Hügeln und Wäldern sind hier
               zu nennen. So haben versklavte Menschen in den Quilombos in Brasilien, der Palenque de San Basilio im heutigen Kolumbien oder den Maroon-Formationen auf Jamaika[8]  alternative Welten fernab der kolonial-kapitalistischen Produktions- und Reproduktionsweise
               erprobt und etabliert, deren utopische Dimensionen abolitionistische Kämpfe bis heute
               prägen. Palmares, eine der größten Quilombo-Siedlungen entflohener und freigeborener afrikanischer Menschen, gegründet um 1600
               in den Hügeln Brasiliens, bestand zum Beispiel aus 25000 Bewohner:innen, die eine sich selbst versorgende Republik gegründet hatten.[9] 

            Solche abolitionistischen Praktiken umfassten historisch vor allem zwei Prinzipien:
               Erstens die Abwehr, den Entzug oder die Flucht (fugitivity) aus den Ökonomien der rassifizierten Überausbeutung,[10]  die stets mit struktureller Gewalt und frühzeitigem Tod einherging, sowie zweitens
               die Bildung von neuen Verhältnissen, Rationalitäten, Beziehungs- und Produktionsweisen.[11]  Du Bois bringt diese Doppelbewegung auf den Begriff der »abolitionistischen Demokratie«
               (abolition democracy). Er beschrieb damit eine 11spezifische Konstellation von gesellschaftlichen Kräften in der Zeit nach dem amerikanischen
               Bürgerkrieg, also zwischen 1860 und 1880.[12]  Eine Allianz heterogener Gruppen versuchte damals, sowohl das Kapital als auch die
               Arbeiter:innen entschieden gegen jegliche Formen von Versklavung zu positionieren.
               Die Leitidee dieser Bewegung war es, dass eine bloß formale Emanzipation nicht ausreicht,
               sondern seitens der ehemals versklavten Menschen auch die reale Möglichkeit beinhalten
               muss, an der politischen Selbstregierung zu partizipieren. Die Bewegung drängte daher
               auf volle Staatsbürgerrechte für ehemals Versklavte und deren Beteiligung an der politischen
               Entscheidungsfindung. Die Bewegung erkannte zudem schnell, dass politische Macht nur
               dann richtig ausgeübt werden kann, wenn sie durch wirtschaftliche Macht ergänzt wird,
               was dazu führte, dass sie die ökonomischen Grundlagen der US-Gesellschaft selbst in Frage stellte. Bei der Abolition geht es also nicht um die
               Integration ehemaliger Versklavter in bereits bestehende Strukturen, sondern um die Forderung
               nach einer grundlegenden Rekonfiguration dieser Strukturen.
            

            Damit verfolgten abolitionistische schwarze Bewegungen, die immer auch über schwarze
               Subjekte hinausgingen, eine grundsätzlichere Kritik nicht nur an der Versklavung,
               sondern auch am racial capitalism. Es ging ihnen nicht einfach um die Überführung von Versklavung in »freie« Lohnarbeitsverhältnisse
               – die nach Marx zugleich eine Form der Lohnsklaverei darstellen –, wie es bei den
               liberalen Abolitonist:innen der Fall war,[13]  sondern um die Abschaffung von Verhältnissen, gesellschaftlichen Reproduktions- und
               Beziehungsweisen, die Versklavung, Kolonialismus und rassifizierte Überausbeutung
               überhaupt erst möglich gemacht haben und damit auch Bedingung für die Lohnarbeitsform
               waren.[14] 

            Hier setzen auch neuere abolitionistische Bewegungen und Theorien an, die die Kontinuitäten
               von Versklavung und Kolonialismus, wenn auch unter anderen politökonomischen Vorzeichen
               im 12neoliberalen Kapitalismus, analysieren und kritisieren. Dabei liegt ein besonderer
               Fokus auf den Arbeits- und Strafregimen sowie Gewaltmodalitäten nach der formalen
               Abschaffung der Versklavung in Amerika und der Karibik. So analysiert Angela Davis
               für die USA, wie sich die slave form auch nach der formalen rechtlichen Abschaffung von Versklavung reaktualisiert hat.
               Von besonderer Bedeutung war dabei der 13. Zusatzartikel der Verfassung der Vereinigten
               Staaten von Amerika (der Versklavung zwar verbietet, Arbeitszwang jedoch für verurteilte
               Straftäter:innen erlaubt) und das convict-lease-System, das es Gefängnissen ermöglichte, Gefangene als Arbeitskräfte an private Firmen
               »auszuleihen«. »Das convict-lease-System«, so Davis, »hat die Beziehungen versklavter Arbeit in die Ära der Emanzipation
               hinübergetragen.«[15]  Zusätzlich haben die durch die Jim-Crow-Gesetze[16]  abgesicherte Segregation und die extralegale, durch Lynchmobs ausgeübte Gewalt[17]  Verhältnisse von »Versklavung unter anderem Namen«[18]  entstehen lassen.
            

            Abolitionismus nach der formalen Abschaffung von Versklavung nimmt damit die Kontinuitäten
               und Reartikulationen der Überausbeutung, nekropolitischen[19]  Gewalt und deren Verrechtlichung in den Blick und fokussiert gleichzeitig auf die
               Reflexion gelebter Erfahrungen, Widerstände und Theoretisierungen ehemals versklavter
               und kolonisierter Menschen. Gegenwärtige abolitionistische Ansätze, die sich besonders
               auf Gefängnisse, Polizei, Lager und Grenzregime konzentrieren, haben sich vor dem
               Hintergrund der Formationen des postkolonialen und post-slavery-Kapitalismus und Imperialismus sowie der Widerstände dagegen formiert. Radikalere
               Teile der Bürgerrechtsbewegung, Black-Power-Bewegungen und Gruppen, wie die Black
               Panther Party for Self-Defense (BPP) und später die Black Liberation Army, stellen dabei eine weitere Form des Abolitionismus
               ab der Mitte des 20.Jahrhunderts dar, die besonders durch die Dialektik zwischen Negation und Kon13struktion gekennzeichnet war. So war der Aktivismus der Black Panthers nicht nur durch
               militante Programme der Selbstverteidigung gegenüber der Polizei oder rassistischen
               Mobs charakterisiert, sondern vor allem auch durch Praktiken der gegenseitigen Hilfe
               und durch community-Programme, wie dem Free-Breakfast-Programm oder Free Health-Clinics,[20]  die zugleich auf die Möglichkeiten neuer und anderer Produktions- und Beziehungsweisen
               hinwiesen. Auch zeigte sich in den abolitionistischen Politiken der BPP, dass Abolitionismus sich stets community-übergreifend und transnational artikulierte. Mit der Rainbow-Coalition, die die BPP in Chicago mit den Young Lords (eine von Latinx geprägte Organisation) sowie den
               Young Patriots (eine vorwiegend weiße linke Organisation) einging, formten sie eine
               race-übergreifende Koalition, die besonders verarmte und kriminalisierte schwarze und
               weitere rassifizierte, aber eben auch weiße Gruppen mobilisierte. Dass sich BPP-Gruppen auch in Großbritannien gründeten und Netzwerke transnationaler Solidarität
               in Ländern Lateinamerikas, auf dem afrikanischen Kontinent sowie in Südostasien spannten,[21]  verweist auf den transnationalen Charakter abolitionistischer Politiken nach der
               formalen Abschaffung der Versklavung.
            

         

         
            
               Abolitionismus in Europa

            

            In Europa hat der Abolitionismus bislang nicht den Status einer breiten Bewegung beanspruchen
               können. In den meisten europäischen Ländern bedurfte es erst der Impulse der US-amerikanischen Black-Lives-Matter-Bewegung, um eine breitere Diskussion über Rassismus
               und staatliche Gewaltformen anzustoßen. So ist es erstaunlich, dass seit dem Mord
               an George Floyd 2020 in den USA auch auf Demonstrationen in England, Frankreich und Deutschland das vom US-Footballspieler Colin Kaepernick geprägte Hin14knien (»Taking a knee«) als Zeichen der Solidarität mit den Opfern von Polizeigewalt
               allgegenwärtig geworden ist, während zuvor tödliche Polizeigewalt in Europa vergleichsweise
               wenig mediale Aufmerksamkeit erhalten hatte.[22]  Erst seit kurzem bezieht sich eine Reihe extrem heterogener politischer Spektren
               und Milieus auf den Begriff des Abolitionismus, um das Projekt einer grundlegenden
               Kritik an staatlicher Gewalt zu bestimmen.
            

            Dennoch ist der Abolitionismus in Europa nicht ohne Vorläufer. In Frankreich war 1975
               das Erscheinen von Michel Foucaults Buch Überwachen und Strafen ein zentrales Ereignis, nicht nur um die (akademische und außerakademische) Öffentlichkeit
               auf die Realität in den französischen Gefängnissen aufmerksam zu machen, sondern auch
               um die Geburt des Gefängnisses als Paradigma der modernen Disziplinargesellschaft
               zu erklären und so die gesamtgesellschaftliche Bedeutung von Straf- und Einsperrungstechniken
               herauszustellen.[23]  Foucaults Genealogie des Gefängnisses war dabei von seinem eigenen politischen Engagement
               in der Group de l’Information sur le prison (GIP), der Gefängnisinformationsgruppe, inspiriert und begleitet.[24]  Die GIP formierte sich in einer Zeit zunehmender Gefängnisrevolten in den USA und in Frankreich, die jeweils durch einen steigenden Politisierungsgrad unter Gefangenen
               angeheizt wurden. Foucault, der seit Ende der 1960er Jahre persönliche Verbindungen
               zum Milieu der militanten Linken unterhielt, solidarisierte sich mit diesen Revolten.
               Die GIP führte eine Reihe von Befragungen mit Gefangenen zu ihren Haftbedin15gungen durch und setzte sich publizistisch und politisch für deren Verbesserung ein.
               Auch wenn dieser Aspekt in Überwachen und Strafen selbst nicht unbedingt deutlich wird, nimmt Foucault in seinen sonstigen Äußerungen
               durchaus einen abolitionistischen Grundgedanken vorweg, wenn er darauf insistiert,
               dass man die Frage nach einer »Gesellschaft ohne Gefängnisse« nicht getrennt von der
               Frage der gesellschaftlichen Hierarchien, der politischen Macht, des Staats und der
               Staatsapparate aufwerfen könne.[25]  Insbesondere seitens abolitionistischer Aktivist:innen of color wurde Foucaults Ansatz jedoch aufgrund seiner Vernachlässigung der Bedeutung von
               Rassismus sowohl innerhalb der gesamtgesellschaftlichen Ökonomie als auch zur Analyse
               der spezifischen Straftechniken in Gefängnissen zum Teil scharf kritisiert.[26]  Allerdings unterstreicht Foucault, der in den 1970er Jahren durchaus vom Aktivismus
               der Black Panthers und anderen Entwicklungen in den USA inspiriert war,[27]  besonders nach einem Besuch des Gefängnisses von Attica 1972, selbst die Rolle der
               Rassifizierung, wenn er sie auch nicht dezidiert analysiert.[28]  In Frankreich spielen heute von ihm inspirierte Ansätze sowohl für die Kritik des
               Justizsystems als auch für eine Theoretisierung der rassistischen Polizeigewalt (nicht
               nur) in den Banlieues weiterhin eine wichtige Rolle.[29] 

            Ein für die Theoriegeschichte des europäischen Abolitionismus ähnlich einflussreiches
               Buch ist die in Großbritannien von Stuart Hall und seinen Mitarbeitern verfasste Studie
               Policing the Crisis von 1978.[30]  Das Buch entstand in Halls letztem Jahr als Direktor des Centre for Contemporary
               Cultural Studies (CCCS) in Birmingham 16und steht exemplarisch für den Anspruch des Instituts, die eigene Forschungsarbeit
               mit den realen Kämpfen der Unterdrückten zu verbinden. Hall und seine Co-Autoren analysieren
               darin die »Erfindung« des »Mugging«-Phänomens, also des Straßenraubs. Ausgehend von
               dem Fall eines älteren Mannes, der 1972 an einer Metrostation von drei Jugendlichen
               ausgeraubt und erstochen wurde, verwendeten die Medien erstmals den Begriff des »Mugging«,
               der zuvor nur auf die Verbrechenswelt der USA bezogen worden war. Die Autoren zeichnen detailliert nach, dass die Einführung dieses
               Begriffs durch das Zusammenspiel mehrerer Akteur:innen wie der Medien, der Politik,
               Gewerbetreibender, Richter:innen und der Polizei eine »moralische Panik« erzeugte,
               die auf keinerlei statistischen Wahrheiten basiert, dafür aber reale politische Auswirkungen
               hatte, etwa in Form einer Umdeutung des öffentlichen Diskurses (statt etwa Armut und
               sozialer Desintegration wird eine mit rassistischen Konnotationen versehene US-amerikanische »Kultur der Permissivität« für Verbrechen verantwortlich gemacht),
               einer Intensivierung städtischer Verdrängungspolitiken und einer Verschärfung von
               Strafen und öffentlicher Überwachung. Die Arbeit von Hall et al. kann nicht nur deshalb
               als Vorläufer abolitionistischer Kritiken verstanden werden, weil sie eine umfassende
               Analyse der soziostrukturellen Kontexte für die Legitimierung der Intensivierung staatlicher
               Gewalt liefert, die sich auch noch auf zeitgenössische moralische Paniken etwa in
               Bezug auf Drogen- oder »Flüchtlings«-Kriminalität anwenden lässt, sondern auch, weil
               sie eine generell antireformistische Stoßrichtung hat: Reformistische Lösungen, so
               die Autoren, beteiligen sich nur am Sozialmanagement der Verelendung, anstatt die
               grundsätzlichen Hintergrundbedingungen sozialer Exklusion anzugreifen. Es ist dieser
               explizit radikale Impuls, der auch gegenwärtigen Bewegungen gegen Polizeigewalt in
               Großbritannien und international noch wichtige Impulse gibt, wie sie sich etwa 2011
               bei den London Riots nach der Erschießung von Mark Duggan durch die Londoner Polizei
               formiert haben.[31] 

            In einigen westeuropäischen Ländern, insbesondere in Skandinavien, den Niederlanden
               und Deutschland, wird seit den 1960er 17und 1970er Jahren eine internationale strafrechtskritische Diskussion geführt, die
               unter dem Begriff Kritische Kriminologie firmiert. In Abgrenzung zur traditionellen
               Kriminologie, der die Funktion einer Reproduktion und Legitimierung einer ungerechten
               Klassenjustiz attestiert wird, geht es der Kritischen Kriminologie um die Infragestellung
               fundierender Annahmen über Kriminalität und abweichendes Verhalten. Viele Kritische
               Kriminolog:innen folgen dabei dem von dem US-amerikanischen Soziologen Howard Becker geprägten »Etikettierungsansatz« (labeling approach),[32]  der davon ausgeht, dass eine Handlung erst durch seine strafrechtliche Etikettierung
               »kriminell« wird.[33]  Demzufolge reagiert das Recht nicht erst nachträglich auf schädigendes Verhalten,
               sondern konstruiert erst ein bestimmtes Verhalten als schädigend, wobei dominante
               Vorurteile ebenso eine Rolle spielen wie populistische Affekte, politische Kampagnen
               und materielle Herrschaftsinteressen.[34]  In diesem Ansatz, der sich philosophisch zwischen linkem Liberalismus und marxistischen
               Analysen verortet, wird staatliches Strafen als Rest eines unaufgeklärten, mythischen
               Rachebedürfnisses diskreditiert, das zu einer Verschärfung sozialer Ausschlüsse beiträgt.[35]  Zugleich bemühen sich viele dieser Ansätze darum aufzuzeigen, dass sich geltende
               Normen auch anders als durch Strafen darstellen und Konflikte sich auf andere Weise
               besser schlichten lassen. Schon früh wurden neben Forderungen nach Entkriminalisierung
               etwa von Drogenkonsum, Sexarbeit oder jugendlicher Devianz auch die nach Abschaffung
               des Strafrechts und des Gefängnissystems insgesamt erhoben,[36]  die zum Teil auch realpolitische Erfolgsaussichten hatten.[37]  18Vor allem in Skandinavien und den Niederlanden, vereinzelt auch in Deutschland wurden
               diese Forderungen schon in den 1970er und 1980er Jahren explizit als abolitionistisch
               bezeichnet.[38]  Neue Diskussionen um das bürgerliche Strafbedürfnis sowie um Alternativen zum Strafen
               und zum Gefängnissystem knüpfen an diese Forderungen an.[39] 

            Politisch verortet sich die Gefängnis- und Strafrechtskritik in Deutschland eher in
               der Nähe des Bürgerrechtsspektrums, repräsentiert etwa durch das Komitee für Grundrechte
               und Demokratie und die Humanistische Union, sowie anfänglich in der Partei der Grünen.
               Auf diese Weise vermochten Vertreter:innen abolitionistischer Ansätze auch realpolitische
               Impulse zu geben, die – wenn auch oft in abgeschwächter Form – Eingang in Reformmaßnahmen
               gefunden haben, etwa zur Humanisierung des Strafvollzugs, zur akzeptierenden Drogenarbeit
               oder zu einer breiteren zivilgesellschaftlichen Kontrolle der Polizei. Eher lose waren
               die Verbindungen der Kritischen Kriminologie, die institutionell ja vor allem in den
               rechtswissenschaftlichen Fakultäten verankert war, zu anderen heterogenen politischen
               Initiativen, die ebenfalls abolitionistische Anliegen vertraten. Eine lange Tradition
               hat die Antirepressionsarbeit etwa im Rahmen der Solidaritätsarbeit mit politischen
               Gefangenen, wie sie beispielsweise die Rote Hilfe und in kleinerem 19Maßstab das Anarchist Black Cross organisierte.[40]  Einen ähnlichen zeitgeschichtlichen Hintergrund wie die Kritische Kriminologie hat
               auch die Antipsychiatriebewegung, zu deren Hauptziel von jeher ein Ende von Zwangseinweisungen,
               Zwangsmedikationen und Fixierungen gehört, die in Deutschland etwa von Gruppen wie
               dem Sozialistischen Patientenkollektiv und der Irrenoffensive vertreten wurde.[41]  Die Autonome Frauenbewegung wies den patriarchalen Beschützeranspruch des Staates
               zurück und erstritt die Einrichtung autonomer Frauenhäuser gerade als Alternative
               zu einem polizeilichen Umgang mit häuslicher Gewalt. Seit den 1990er Jahren hat der
               No-Border-Aktivismus von Kampagnen wie »Kein Mensch ist illegal« und Selbstorganisationen von
               Geflüchteten wie der Gruppe Women in Exile mehrere Kampagnen gegen Abschiebeknäste
               und Lager durchgeführt. Gruppen und Initiativen von schwarzen Menschen und people of color in Deutschland, wie die Initiative im Gedenken an Oury Jalloh oder die Initiative
               Schwarze Menschen in Deutschland (ISD), haben sich ungefähr gleichzeitig immer stärker mit dem vorenthaltenen Schutz der
               deutschen Sicherheitsbehörden bei rassistischen Pogromen und dann auch mit direkter
               rassistischer Polizeigewalt und Diskriminierung, etwa durch racial profiling, beschäftigt. In den letzten Jahren haben sich in mehreren Städten aus diesem Spektrum
               copwatch-Gruppen gegründet und Kampagnen gegen racial profiling formiert.
            

         

         
            
               Themen und Motive

            

            
               
                  Gefängnis

               

               Besonders mit der staatlichen Zerschlagung der Black-Power-Bewegung und der Kriminalisierung
                  weiterer linker sozialer Bewegungen in den späten 1960er Jahren in den USA begann das Ge20fängnis zunehmend zu einem expliziten Knotenpunkt der Kritik und der Mobilisierung
                  zu werden. Zwar hatten viele Aktivist:innen bereits selbst Gefängniserfahrungen gemacht,
                  jedoch wurde das Gefängnis besonders vor dem Hintergrund der staatlichen Zerschlagung
                  radikaler sozialer Bewegungen ein Ort der Kämpfe wie der Analyse. Hier sind besonders
                  die Arbeiten und der Aktivismus von George Jackson zu nennen, der seit seinem jungen
                  Erwachsenenalter regelmäßig im Gefängnis war und zu den wichtigsten Gefängnisabolitionist:innen
                  der USA gehört.[42]  Jackson lieferte eine tiefgehende Analyse des Gefängnisses als Ort nekropolitischer
                  Gewalt sowie der komplexen Verbindungen zwischen Plantagengesellschaften und Gefängnissen
                  im Spätkapitalismus. Er verstand es zudem, besonders inhaftierte Menschen zu organisieren.
                  Im Jahre 1966 gründete er mit W.L. Nolen die Black Guerilla Family im San Quentin State Prison, trat später der BPP bei und war (neben Fleeta Drumgo und John Clutchette) einer der drei Soledad Brothers,
                  einer Gruppe von Gefängnisinsassen, der man die Tötung eines Gefängnisaufsehers im
                  Rahmen eines Aufstands vorwarf. Im Jahr 1970 veröffentlichte Jackson unter dem Titel
                  Soledad Brother: The Prison Letters of George Jackson Gefängnisbriefe, in denen er auch die Rolle des Gefängnisses und seine Expansion
                  als Ausdruck des Übergangs für schwarze Menschen von Plantagengesellschaften zur »ökonomischen
                  Sklaverei« (economic slavery) beschreibt, in deren Rahmen sie auf dem konkurrierenden Arbeitsmarkt sichtlich schlechter
                  gestellt waren als weiße Arbeiter:innen.[43]  Jackson liefert damit wichtige Ansätze für die Analyse der Masseninhaftierung, wie
                  sie später von abolitionistischen Theoretiker:innen und Aktivist:innen wie Angela
                  Davis (die mit ihm befreundet war), Joy James und Ruth Wilson Gilmore weiterentwickelt
                  wurde. Zugleich betrachteten diese »neuen Abolitionst:innen« Inhaftierte als politische
                  Subjekte und das Gefängnis als »Verlängerung und Ausdruck des revolutionären Untergrunds,
                  der Arbeitscamps von Verurteilten, den Folterkammern, familiärer Desintegra21tion«.[44]  Jacksons Tötung bei einem Ausbruchsversuch führte auch zu den historischen Attica
                  Rebellions, bis heute eines der wichtigsten Ereignisse im Kampf um die Verbesserung
                  von Haftbedingungen und die politischen Rechte von Gefangenen weltweit.
               

               Während Jackson Zeuge einer Verdopplung der Gefängnispopulation von 1960 bis 1970
                  wurde, stieg die Gefängnispopulation in den letzten vierzig Jahren um fast 700 Prozent,
                  obwohl die Kriminalitätsrate in den USA rückläufig war.[45]  Dabei lassen sich vor allem zwei durchaus verschränkte politische Konjunkturen beobachten,
                  die mit dieser zunehmenden Masseninhaftierung zusammenhängen. Zum einen – dies beschreiben
                  besonders Theoretiker:innen, die der Black Radical Tradition nahestehen und den Wandel kapitalistischer Konjunkturen auch mit Bezug auf Widerstände
                  analysieren – ist der eklatante Anstieg der Inhaftierungsrate nicht ohne die staatliche
                  Kriminalisierung radikaler sozialer Bewegungen zu denken. So wurden besonders durch
                  den War on Drugs (»Krieg gegen die Drogen«) unter Richard Nixon, der nach der Rechtswissenschaftlerin
                  Michelle Alexander eine Reaktualisierung der systematischen rassistischen Diskriminierung
                  à la Jim Crow darstellt,[46]  auch die Antikriegsbewegung und radikale schwarze, braune und indigene Bewegungen
                  kriminalisiert. In seinem Buch Incarcerating the Crisis beschreibt Jordan T. Camp, in Anlehnung an die Arbeiten Antonio Gramscis und Stuart
                  Halls, dass der alleinige Fokus auf den War on Drugs jedoch nicht ausreiche, um die eklatante Masseninhaftierung seit den 1970er Jahren
                  in den USA zu erklären. Vielmehr müsse diese als Ausdruck des langen »Gegenaufstands gegen schwarze
                  Freiheit, Gewerkschaften und sozialistische Allianzen, die sich im Kampf um die Abschaffung
                  von rassifizierten Jim-Crow-Regimen gebildet haben«,[47]  verstanden werden.
               

               Zum anderen ist Masseninhaftierung in den USA als Ausdruck des neoliberalen Übergangs vom sozialen Wohlfahrtstaat zum kar22zeralen Staat und der Bestrafung der (rassifizierten) Armen zu deuten. In seinem bekannten
                  Werk Bestrafen der Armen diskutiert der französische Soziologe Loïc Wacquant die Expansion des strafenden
                  Staates und führt diese auf ökonomische Deregulierung, den strukturellen Umbau des
                  Wohlfahrtsstaates und den Ausbau restriktiver Strafpolitiken zurück.[48]  Als neue Regulierungsweise der sozialen Unsicherheit trifft die karzerale und punitive
                  Wende[49]  Schwarze, Latinx und Indigene dabei besonders hart. So ist die Inhaftierungsrate
                  unter schwarzen Menschen in den USA fast fünfmal so hoch wie bei weißen Menschen, bei Latinx-Personen ist sie 1,3-mal
                  so hoch.[50] 

               In ihrem einschlägigen Werk Golden Gulag analysiert die Geographin und Abolitionistin Ruth Wilson Gilmore den massiven Anstieg
                  der Gefängnisbevölkerung in Kalifornien seit den 1980er Jahren bis 2007 und den Bau
                  von über 23 neuen Maximum-Gefängnissen (im Kontrast zum Bau der ersten neun Gefängnisse
                  über Hunderte von Jahren). Gilmore arbeitet in ihrem Buch ein komplexes Zusammenspiel
                  multipler Krisen und der Produktion von Überschuss (von Arbeiter:innen, Land, von
                  Finanzkapital und Staatskapazität) im kalifornischen Bundesstaat heraus, denen von
                  staatlicher Seite mit Krisenregulierung durch karzerale Expansion begegnet wird. Diese
                  »Gefängnislösung« (prison fix) ist nach Gilmore jedoch nicht analog zur Plantagenökonomie zu verstehen – ein wesentlicher
                  Punkt in der Diskussion um die Kontinuitäten von Versklavung und den Bezug zu Karzeralität.
                  So gehe es bei Gefängnissen gerade nicht vorrangig um (Über-)Ausbeutung menschlicher Arbeitskraft als eine Kontinuität von
                  Versklavung, so Gilmore,[51]  sondern um geographische »Lösungen« multipler Krisen des Staates, der sich selbst
                  in einer Krise befindet.[52]  Angela Davis spricht hier, in Anlehnung an einen Begriff von Mike Davis, von einem
                  »gefängnisindustriellen Komplex«, um die Verflechtung von Einsperrung und Kapitalismus
                  zu bezeichnen.[53] 

               23Abolitionistische Perspektiven, die von Theoretiker:innen innerhalb wie außerhalb
                  von Gefängnissen entwickelt werden, wenden sich von Gefängnissen als vermeintlicher
                  »Lösung« gesellschaftlicher Problemlagen ab und plädieren und kämpfen für die Transformation
                  gesellschaftlicher Produktions- und Beziehungsweisen. Das Gefängnis wird somit nicht
                  als Antwort auf Gewalt, sondern als gewalt(re)produzierend verstanden. In ihrem bahnbrechenden
                  Werk Eine Gesellschaft ohne Gefängnisse? (2003) hat Davis die These aufgestellt, dass wir die Isolierung, Demütigung und Entrechtung,
                  die Menschen in Gefängnissen widerfahren, vor allem deswegen so bereitwillig akzeptieren,
                  weil die Individualisierung sozialer Probleme davon entlastet, strukturelle Lösungen
                  für sozioökonomische Probleme zu finden. Ihre Forderung nach einer allgemeinen Abschaffung
                  von Gefängnissen wiederholt die schon von Du Bois formulierte Doppelbewegung: Abolitionismus
                  bedeutet nicht einfach, dass etwas wegfällt, sondern geht mit der Neuerfindung von
                  Institutionen der sozialen, politischen und kulturellen Teilhabe einher. Im Kontext
                  der Gefängnisse bedeutet das, dass an die Stelle von Einsperrung, die schädigendes
                  Verhalten nicht nur nicht zuverlässig bekämpft, sondern sogar verschärft, soziale
                  Infrastrukturen etwa in Form von Gesundheitsversorgung, Wohnen und demokratischer
                  Selbstbestimmung gestärkt werden müssen.[54] 

               Dabei gehen Abolitionist:innen wohlgemerkt nichtselektiv vor, das heißt, es geht nicht
                  einfach um diejenigen Inhaftierten, die etwa wegen gewaltloser Drogen- oder Armutsdelikte
                  einsitzen, auch wenn dies in einigen Kontexten die Mehrheit der Gefängnisbevölkerung
                  darstellt. Für den US-Kontext gilt jedoch, dass ein Großteil der Menschen in staatlichen und bundesstaatlichen
                  Gefängnissen wegen sogenannter Gewaltdelikte verurteilt worden sind. Der Fokus auf
                  die »relativ Unschuldigen« (Gilmore) geht jedoch am Problem vorbei, da es Abolitionist:innen
                  um die Kritik an organisierter staatlicher Gewalt sowie die Ursprünge von gesellschaftlichen
                  Problemlagen und weniger um die Frage der »Unschuld« geht.[55] 

            

            
               
                  24Todesstrafe
                  

               

               Vor dem Hintergrund der Kriminalisierung und Inhaftierung radikaler sozialer Bewegungen
                  in den späten 1960er Jahren und einer zunehmenden Bestrafung der rassifizierten Armen
                  hat sich in den USA vor allem der Kampf gegen die Todesstrafe als ein wesentlicher abolitionistischer
                  Kristallisationspunkt herausgebildet. Während fast alle westeuropäischen Länder nach
                  dem Nationalsozialismus und dem Zweiten Weltkrieg die Todesstrafe abgeschafft haben,
                  ist sie in den USA in nur 23 von 50 Bundesstaaten verboten. Nach einer Aussetzung der Todesstrafe durch
                  den Obersten Gerichtshof im Jahre 1967 wurde sie 1976 wieder für verfassungsgemäß
                  erklärt, und Verurteilungen zur Todesstrafe haben sich von 1982 bis 2010 mehr als
                  verdreifacht. In den letzten Jahren sind die Hinrichtungszahlen zwar gesunken, dennoch
                  befinden sich derzeit 2504 Menschen im Todestrakt (on death row). Dabei ist auch hier eine intersektionale Perspektive auf den kapitalistischen »prison
                  fix« wichtig, da schwarze Menschen 41 Prozent der Menschen im Todestrakt ausmachen
                  (weiße Menschen 42 Prozent), obwohl sie nur 13 Prozent der Gesamtbevölkerung bilden.
                  In den Bundesstaaten Texas und Nebraska machen rassifizierte Gruppen 73 beziehungsweise
                  75 Prozent der Menschen im Todestrakt aus.[56]  Es wird zudem geschätzt, dass über 10 Prozent der Menschen on death row an mentalen Vulnerabilitäten oder Erkrankungen leiden. Zudem gehören sie fast alle
                  ökonomisch prekarisierten Milieus an. Abolitionistische Perspektiven auf die Todesstrafe
                  setzen sich dabei nicht einfach für eine »bessere« oder »humanere« Form der Todesstrafe
                  ein, sondern für deren ersatzlose Abschaffung nicht im, sondern als Teil der Abschaffung des Gefängnisses als Ganzem. Am Beispiel der Todesstrafe
                  lässt sich auch der radikale Unterschied zwischen liberalen reformistischen Ansätzen
                  und abolitionistischen Ansätzen erneut verdeutlichen.[57]  Gerade die Forderungen, die Todesstrafe durch eine lebenslange Freiheitsstrafe ohne
                  die Möglichkeit der Bewährung (life without parole, LWOP) zu ersetzen, haben selbst zur Expansion des gefäng25nisindustriellen Komplexes beigetragen. Für Abolitionist:innen handelt es sich hierbei
                  nur um eine andere Form der Todesstrafe, da die lebenslange Freiheitsstrafe ein Leben
                  effektiv beendet.[58] 

               Im internationalen Kontext ist wohl der Journalist Mumia Abu-Jamal, ehemaliger Black
                  Panther und Mitglied der ökoanarchistischen Organisation MOVE, eine der bekanntesten Personen im Kampf gegen die Todesstrafe sowie gegen LWOP.[59]  Abu-Jamal wird vorgeworfen, während der Verhaftung seines Bruders im Dezember 1981,
                  bei der er selbst lebensgefährlich verletzt wurde, einen Polizisten erschossen zu
                  haben. Am 3. Juli 1982 wurde Abu-Jamal nach einem Verfahren voller rassistischer Parteilichkeit
                  und Intention seitens des Richters, der Staatsanwaltschaft und der Polizei sowie Falschaussagen
                  und Manipulation von Zeug:innen einstimmig zum Tode verurteilt. Bis Januar 2012 wurde
                  Mumia Abu-Jamal on death row und damit in Einzelhaft gehalten.[60]  In den Jahren 1995 und 1999 wurden zwei terminierte Exekutionen abgesagt. 2001 wurde
                  das Todesurteil durch das Bezirksgericht aufgehoben, worauf der Staat Pennsylvania
                  Berufung einlegte. Abu-Jamals Antrag auf eine Neuaufnahme seines Verfahrens im Jahr
                  2008 wurde abgewiesen. Im Dezember 2011 akzeptierte die Staatanwaltschaft die Umwandlung
                  seiner Strafe in LWOP. Doch wie bereits angemerkt, ist auch Abu-Jamals lebenslängliche Haftstrafe eine
                  Form der Todesstrafe. Allein die Einsperrung von Menschen in Käfigen, ob schuldig
                  oder nicht, ist eine Form der nekropolitischen Gewalt, 26die auch auf den sozialen Tod abzielt, denn die Frage der Schuld ist bereits Teil
                  der Logik von Karzeralität, wie Gilmore argumentiert.[61]  Zudem führt die Verweigerung jeglicher Rechte auf gesundheitliche Versorgung, gesunde
                  Ernährung und sozialen Kontakt zu frühzeitigen Toden.[62] 

            

            
               
                  Polizei

               

               Wie bereits oben verdeutlicht, beziehen sich neuere Abolitionismen nicht nur auf Gefängnisse.
                  Seit den Black-Lives-Matter-Protesten als Reaktion auf den Mord an George Floyd 2020 hat besonders die abolitionistische
                  Kritik der Polizei breite Aufmerksamkeit erfahren.[63]  Zugleich gehörten politische Mobilisierungen gegen die Polizei auch vor der Expansion
                  des strafenden Staates bereits zum Inventar antikolonialer und antirassistischer Theorien
                  und Kämpfe, wie auch die Arbeiten Frantz Fanons[64]  und Walter Rodneys[65]  zeigen, in denen der Zusammenhang von Polizei und kolonialer Kontrolle sowie die
                  Rolle der Polizei für die Zerschlagung antikolonialen Widerstands diskutiert werden.[66]  Auch während der Kämpfe der 1960er und 1970er Jahre in den USA, aber auch in Großbritannien oder Südafrika wurde die Kritik an der Polizei zum politischen
                  Kristallisationspunkt.
               

               Diese Kritik lehnt sich an marxistischen Analysen der Polizei 27und ihrer Funktion zum Erhalt und Schutz kapitalistischer Eigentumsverhältnisse sowie
                  der Repression von Arbeiter:innenbewegungen an,[67]  liefert jedoch eine tiefergehende Analyse der Polizei und ihrer Artikulationsweise
                  entlang rassifizierter Differenz.[68]  Dabei wird zum einen auf die Historizität der Polizei verwiesen und ihre Rolle in
                  der Kriminalisierung der Armen, besonders rassifizierter Gruppen wie Rom:nja und Sinti:zze,
                  und der Mobilisierung von mittellosen Personen für die kapitalistische Ausbeutung
                  in Europa betont. Zum anderen verweisen Polizeiabolitionist:innen auch auf die exponentielle
                  polizeiliche Gewalt zur Mobilisierung und Reproduktion von versklavten Menschen als Eigentum (auf den Sklavenschiffen und auf den Plantagen),[69]  die institutionellen Ursprünge der US-amerikanischen Polizei in den slave patrols (Milizen, die sich um das Einfangen entflohener versklavter Menschen kümmern sollten),[70]  die Rolle zwischen Polizei und Überausbeutung in den Kolonien[71]  sowie die Funktion der Polizei im Nationalsozialismus.[72]  Polizei, als allgemeines kapitalistisches Gewaltverhältnis, wirkt differentiell:
                  Sie hat auf unterschiedliche Menschen unterschiedliche Auswirkungen. So machen rassifizierte
                  arme und migrantische Menschen schon lange darauf aufmerksam, dass sich polizeiliche
                  Gewalt für sie nicht auf die Teilnahme von Demonstrationen oder Arbeitskämpfe beschränkt,
                  vielmehr handelt es sich um 28eine alltägliche staatliche Konfrontation, die ihre gelebte Erfahrung durchzieht.[73]  Besser situierten weißen Menschen bietet sich die Polizei demgegenüber als Werkzeug
                  zur Durchsetzung der eigenen ökonomischen Interessen oder phantasmatischen Sicherheitsbedürfnisse
                  an.[74]  Diese Differenz hat auch eine spezifische Geographie: Während sie in manchen Gebieten
                  wie eine Besatzungsmacht agiert, dient sie den Gated Communities als Türsteher.[75] 

               Zugleich lassen sich auch in Europa vielseitige Widerstandsformen beobachten, die
                  nicht erst in den letzten Jahren die politische Landschaft prägen. So zeigt Adam Elliott-Cooper
                  in seiner Arbeit zu schwarzen Widerständen gegen Polizeigewalt in Großbritannien,
                  dass die Anwerbung von migrantischen Arbeiter:innen aus den ehemaligen Kolonien Mitte
                  des 20.Jahrhunderts mit einem »Rückimport« polizeilicher Techniken und Strategien in die
                  Zentren des Empires einherging. Zugleich nahmen damit auch die Aufstände in den Städten
                  gegen Polizieren sowie Proteste migrantischer und rassifizierter Arbeiter:innen gegen
                  Polizeigewalt zu.[76]  Auch in Frankreich zeigt sich besonders am polizeilichen Umgang mit algerischen Arbeiter:innen
                  und der Zerschlagung von Protesten in Solidarität mit der algerischen Befreiungsbewegung
                  eine Form dieses polizeilichen »Boomerang-Effekts«, um mit Aimé Césaire zu sprechen.[77]  Ab den 1970er Jahren kommt es regelmäßig zu Aufständen in den rassifizierten Arbeiter:innenvierteln
                  französischer Großstädte,[78]  oft nach Tötungen von Jugendlichen durch die Polizei, und die polizeiliche Kriminalisierung
                  der Vorstadtjugendlichen wird zuneh29mend als feindliche Belagerung wahrgenommen und thematisiert.[79] 

               Auch in der Bundesrepublik Deutschland spielt rassistisches Polizieren nicht erst
                  seit kurzem eine Rolle. So finden sich in den gelebten Archiven von Rom:nja und Sinti:zze,
                  Gastarbeiter:innen sowie schwarzen und braunen Menschen mit und ohne formale Staatsbürger:innenschaft
                  Tausende Anekdoten, Erzählungen und Lieder von der Gewalt rassistischen Polizierens.[80]  Berichte zum sogenannten Hamburger Polizeiskandal im Jahr 1994, die Widerstände gegen
                  Abschiebungen und polizeiliche Aggressionen in Rom:nja- und Sinti:zze-communities sowie die vielen Initiativen und Mobilisierungen von Angehörigen, die sich vor allem
                  ab den 2000er Jahren nach der polizeilichen Tötung von vor allem schwarzen Menschen
                  wie Oury Jalloh, Achidi John, Dominique Koumadio, Christy Schwundeck und vielen weiteren
                  gründen, deuten auf die Geschichten und Vorläufer:innen des Widerstands gegen Polizieren
                  auch in Deutschland.
               

               Viele der Initiativen verweisen dabei immer wieder auf die Verbindungen von polizeilichem
                  Rassismus mit Rassismus in der Justiz und weiteren staatlichen Institutionen und haben
                  längst die Aufklärungsarbeit der Todesfälle selbst in die Hand genommen.[81]  Weitere selbstorganisierte Gruppen und Initiativen wie die Kampagne für Opfer rassistischer
                  Polizeigewalt (KOP) und copwatch-Gruppen dokumentieren rassistisches Polizieren und unterstützen betroffene Personen,
                  entwickeln Kampagnen zur Sensibilisierung dem Thema gegenüber und fordern zunehmend
                  auch eine Definanzierung von Polizeien und weiteren Sicherheitsbehörden bei gleichzeitigem
                  Ausbau von Strukturen sozialer Gerechtigkeit und Teilhabe sowie der radikalen Transformation
                  gesellschaftlicher Produktions- und Beziehungsweisen. Abolitionistische Perspektiven
                  auf die Polizei lassen sich demnach weder auf die Polizei noch auf die Umverteilung
                  von Ressourcen reduzieren. Vielmehr geht es auch hier um einen 30transformativen Ansatz der Gesellschaftskritik, der gesellschaftliche Strukturen in
                  den Blick nimmt, die Polizieren überhaupt erst ermöglichen und legitimieren.[82]  Zudem beziehen abolitionistische Perspektiven auch Fürsorgeregime[83]  und weitere repressive Institutionen wie psychiatrische Einrichtungen[84]  ein und beschränken sich damit keineswegs auf die Polizei als Institution. Vielmehr
                  geht es um Polizieren als institutionelle Praxis, die auch weitere gesellschaftliche
                  Institutionen und Strukturen durchzieht. Damit geht es auch nicht einfach um einen
                  Austausch von Polizei und Sozialarbeiter:innen oder den Ausbau von psychiatrischen
                  Einrichtungen, denn auch diese Institutionen haben eine lange Geschichte der Unterdrückung
                  und Kriminalisierung, sondern um die Herstellung von sozialer Gerechtigkeit sowie
                  die Entindividualisierung von gesellschaftlichen Problemlagen und die Anerkennung
                  der Selbstbestimmung betroffener Personen.
               

            

            
               
                  Militär

               

               Zu einem weiteren grundlegenden Themenfeld des Abolitionismus gehört, auch wenn dies
                  oft in den Hintergrund gerät, der Antimilitarismus und der Widerstand gegen den militärisch-industriellen
                  Komplex. Darauf verweisen beispielsweise auch die begriffliche Nähe zwischen dem militärisch-industriellen
                  und dem gefängnis-industriellen Komplex sowie die Auseinandersetzung mit dem Verhältnis
                  zwischen Polizei und zunehmender Militarisierung. Aber auch historisch betrachtet
                  spielte der Antimilitarismus eine grundlegende Rolle in der abolitionistischen Ideengeschichte
                  und politischen Mobilisierung. W.E.B Du Bois engagierte sich bis ins hohe Alter sehr aktiv in der internationalen Antikriegsbewegung
                  und war in den 1950er Jahren Vorsitzender des Peace Information Center in New York,
                  das sich für globale Entmilitarisierung und 31atomare Abrüstung einsetzte. Auch in seinen Arbeiten thematisierte er die Verknüpfung
                  von Antirassismus, Antikolonialismus und Sozialismus mit der Notwendigkeit, globaler
                  und imperialer Kriegsführung ein Ende zu setzen.[85]  Radikale schwarze antikoloniale Aktivist:innen wie Claudia Jones und Louise Thompson
                  Patterson waren ebenfalls überzeugte Antimilitarist:innen und Teil der Tradition eines
                  »radikalen schwarzen Friedensaktivismus«.[86]  Frantz Fanon betonte in Die Verdammten dieser Erde bereits den inhärenten Zusammenhang von Militär und Polizei, die in den Kolonien oftmals
                  keine separaten Einheiten darstellten, zumindest aus Perspektive der Kolonisierten.
                  Theoretiker:innen und Aktivist:innen der Black-Power-Bewegung sowie weitere radikale
                  linke soziale und antikoloniale Bewegungen betonten zudem die Verbindungen zwischen
                  internem Polizieren und externem imperialen Militarismus.[87] 

               Vor dem Hintergrund der militaristischen Globalisierung, des Disastermilitarismus
                  und der Expansion transnationaler Kriegsökonomien,[88]  die zu einem erheblichen Teil für die Flucht und Vertreibung von mehr als 82,4 Millionen
                  Menschen (neben oder auch in Verbindung mit den Folgen der Klimakatastrophe) verantwortlich
                  sind, nehmen abolitionistische Perspektiven nicht nur die transnationalen Kontinuitäten
                  und Verwobenheiten militärischer Strategien und Technologien in den Blick, sie argumentieren
                  darüber hinaus, dass militärische Konflikte und Interventionen nicht nur keine Sicherheit
                  herstellen können, sondern aktiv strukturelle Gewalt und sozioökonomische, ökologische
                  und politische Unsicherheiten und vergeschlechtlichte Gewalt hervorbringen.[89]  Dabei 32betonen abolitionistische Theoretiker:innen und Aktivist:innen, dass sich, genau wie
                  Gefängnisse oder Polizeien, Militär und Militarisierung nicht ethisch reformieren
                  lassen und deshalb abgeschafft gehören, um in Sicherheit leben zu können.
               

            

            
               
                  Grenzen und Lager

               

               Forderungen wie »No Lager«, »Abolish All Camps«, »No Border« oder »Free Movement«
                  wurden schon seit den 1960er Jahren von selbstorganisierten Geflüchteteninitiativen
                  gegen die Abschottungspolitik der »Festung Europa« in Anschlag gebracht,[90] die zwischen 1993 und 2021 mindestens 44764 Menschen das Leben gekostet hat.[91]  In ganz Amerika, mit der US-mexikanischen Grenze als besonderem Kristallisationspunkt migrantischer Kämpfe, verweisen
                  Slogans wie »We Didn’t Cross the Border, the Border Crossed Us« auf den kolonialen
                  Ursprung der modernen Nationenbildung. Im Rahmen der Black-Lives-Matter-Proteste der
                  2010er Jahre ist es gelungen, die Forderung »Abolish ICE«, also die Abschaffung der US-amerikanischen Abschiebepolizei Immigration and Customs Enforcement (ICE), zu einer realpolitischen Option zu machen, die sogar von großen Teilen der demokratischen
                  Partei unterstützt wird.
               

               Der Kampf gegen die staatlich organisierte Gewalt in Form von Abschiebegefängnissen
                  und Lagern, Stacheldraht und Personalausweisen, Deportation und Internierung ist schon
                  auf den ersten Blick Teil der abolitionistischen Agenda. Die Kampagnenarbeit folgt
                  dabei derselben doppelten Ausrichtung wie auch der gefängnis- und 33der polizeiabolitionistische Aktivismus: Einerseits richtet sie sich gegen bestehende
                  Formen staatlicher Gewalt, wie sie sich etwa in Abschiebungen, Militarisierung der
                  Grenzen und ökonomischer Prekarisierung für illegalisierte Menschen ausdrücken, andererseits
                  geht es auch um die Neuerfindung von Institutionen der demokratischen und sozialen
                  Teilhabe für Geflüchtete und Migrant:innen, also um Aufenthalts- und Mitbestimmungsrechte
                  sowie Rechte auf Unterkunft, Arbeit und Kommunikation im Rahmen einer gesellschaftlichen
                  Transformation, in der globale postkoloniale Reproduktionsweisen, die Migrations-
                  und Arbeitsregime strukturieren, neu arrangiert werden – diese Doppelbewegung wird
                  häufig auf das »Recht zu gehen und zu bleiben« zugespitzt, unterläuft aber zugleich
                  eine Anrufung liberaler oder auch hospitalistischer Rechtsdiskurse. Aktivistische
                  Praktiken reichen dabei von der direkten Sabotage der Abschiebe- und Abschottungsinfrastruktur
                  über klassische Formen des zivilen Ungehorsams und der Solidaritätsarbeit bis zur
                  privat organisierten Seenotrettung, bei der direkt vor Augen steht, dass die unmittelbare
                  Rettung von Menschenleben nur durch einen Bruch positiven Rechts möglich ist.
               

               Der abolitionistische Ansatz formiert sich dabei in Abgrenzung zu reformistischen
                  Strategien, die sich eher auf Inklusion, Integration, Gastfreundschaft oder humanitäre
                  Hilfe fokussieren, dabei aber racial capitalism, den Nationalstaat und das liberale Rechtssystem als politischen Rahmen unangetastet
                  lassen.[92]  No-Border-Politiken basieren auf der Analyse, dass Grenzen Teile eines imperialen Prozesses
                  der staatlichen Formierung sind, die auf Enteignung und Vertreibung indigener Bevölkerungen
                  und einer rassistischen Differenzierung des Erwünschtheitsgrads der Weltbevölkerungen
                  beruhen.[93]  Sie insistieren ferner auf der simplen Einsicht, dass die kapitalistische Weltordnung,
                  solange sie auf massivem Ressourcenextraktivismus, ökologischer Zerstörung, geostrategischen
                  Militärinterventionen, massiver Verarmung und Vernachlässigung von großen Teilen der
                  Weltbevölkerung beruht, weiterhin globale Migrations- und Fluchtbewegungen produzieren
                  wird. Weil das 34ethnozentrisch angelegte Territorialitätsprinzip des Nationalstaats gleichzeitig nicht
                  in der Lage ist, diese Migrationsbewegungen innerhalb seiner eigenen Rationalität
                  abzubilden, besteht die einzige Alternative zur massiven Ausgrenzung, Entrechtung
                  und dem Sterbenlassen (und -machen) in der grundsätzlichen Neuerfindung der Institutionen
                  der demokratischen Selbstregierung, inklusive einer Neukonzeptionen grundlegender
                  Kategorien wie der Staatsbürgerschaft. Wer hingegen reformistisch am nationalen Rahmen
                  festhält, trägt zur Reproduktion der Logik der Exklusion, Spaltung und potentiell
                  der Eliminierung menschlichen Lebens bei.[94] 

               Paul Gilroy hat mit dem Begriff des »Black Atlantic« eine kulturelle Formation beschrieben,
                  die zum einen von den Machtlinien des transatlantischen Versklavungshandels, dem Kolonialismus
                  und dem gewaltvollen Wechselspiel von Migration und Deportation durchzogen ist, zum
                  anderen aber auch in der Diaspora eine multinationale, multiethnische und multikulturelle
                  Gegenkultur und -politik fabriziert, die von keinen Grenzen eingefangen werden kann
                  und die die Grundlage eines schwarzen Widerstands gegen die Homogenisierungstendenzen
                  des Nationalstaats bildet.[95]  Analog dazu sprechen Kulturtheoretiker:innen in Anlehnung an Cedric Robinson inzwischen
                  auch von einem »Black Mediterranean« – ein Begriff, der von Alessandra Di Maio eingeführt
                  wurde –, also dem Mittelmeer als einer spezifischen hybriden Konstellation, die von
                  den transkontinentalen Spannungsfeldern von Handel und Eroberung, Mobilität und Internierung,
                  Migration und Abschottung geprägt ist, in der sich Europa in Abgrenzung zu seinem
                  afrikanischen Anderen beständig neu erfindet, dabei unweigerlich jedoch auch Räume
                  für Aneignungen und Subversionen produziert.[96]  In 35diesem Kontext kann die flüchtige oder migrantische Konvivialität, die sich unter
                  den gewaltförmigen Bedingungen der neokolonialen Konfrontation des Nordens und des
                  Süden erzwungenermaßen ergibt, auch die Grundlage für ein Zusammenleben jenseits von
                  Grenzen und Nationen bilden. Migrantische communities, ob auf der Flucht,[97]  in den Grenzgebieten[98]  oder in den Diasporas der Großstädte,[99]  dementieren nicht nur die nativistischen Reinheitsphantasien hegemonialer Konzeptionen
                  von Bürgerschaft, sondern antizipieren auch Formen transnationaler Zugehörigkeit,
                  Mobilität und Öffentlichkeit.
               

               Ein prägnantes Beispiel, abolitionistische Kämpfe gegen die Gewalt der Grenzen mit
                  der Etablierung postterritorialer Formen von Kohabitation zu verbinden, besteht in
                  der Erstreitung von Sanctuary oder Solidarity Cities, die sich in den letzten Jahren in Europa und Nordamerika als Gegengewicht zu der
                  restriktiver werdenden Asyl- und Migrationspolitik vermehrt haben.[100]  Die Strategie, abolitionistische Modelle der Zugehörigkeit aus der Perspektive der
                  Stadt heraus zu entwickeln, ermöglicht es nicht nur, lokale und globale Kämpfe miteinander
                  zu verbinden, sondern lässt auch die Möglichkeit einer nicht länger nationenbasierten
                  Konzeption von Solidarität und Zugehörigkeit in der konkreten Lebenswelt erfahrbar
                  werden. Abolitionistische Demokratie bringt so die Grundidee 36von Demokratie als solcher zum Ausdruck: die Teilhabekompetenz aller, ohne durch Titel
                  oder Herkunft dazu autorisiert worden zu sein.
               

            

            
               
                  Eigentum und Kapitalismus

               

               »Schwarze Menschen«, schreibt Rinaldo Walcott in seinem Essay On Property, »die einmal selbst jemandes Eigentum waren und nun die Haupt- (wenn auch nicht die
                  einzigen) Ziele der Massenkriminalisierung und -einsperrung und all der nicht-ganz-tödlichen
                  und tödlichen Handlungen moderner Polizeiarbeit und ihrer Verlängerungen sind, verstehen,
                  dass das Eigentum eines der zentralen Hindernisse bei unserer gemeinsamen Suche nach
                  einem anderen und besseren Zusammenleben ist.«[101] 

               Die These, dass Polizei und Gefängnisse vor allem der Aufrechterhaltung der kapitalistischen
                  Eigentumsordnung dienen, ist ein klassisches Motiv in der linken Repressionskritik.
                  Dafür gibt es gute historische Gründe: Die Entstehung der modernen Einsperrungsinstitutionen
                  und Kontrolltechniken fällt mit der Entstehung des Kapitalismus zusammen. Historisch
                  diente die Polizei in Europa zur Durchsetzung eines allgemeinen Zwangs zur Lohnarbeit
                  durch Zerstörung von Allmenden, der Kriminalisierung von Landstreicherei, speziell
                  entlang rassistischer Artikulationen, und Untätigkeit sowie der Zerschlagung von Gewerkschaften
                  und Arbeiterassoziationen.[102]  Wie Foucault analysiert hat, dient das Strafrecht auch dazu, individuelle Verstöße
                  gegen das Eigentumsrecht – statt sie als legitime Form des politischen Protests anzuerkennen
                  – als »Straftat« zu moralisieren und zu delegitimieren und so die Arbeiter:innenschaft
                  zu integrieren und vom unorganisierten Pöbel zu spalten.[103]  Es ist hingegen der internationalen Arbeiter:innenbewegung nicht verschlossen geblieben,
                  dass die Gefängnisse von jeher von Habenichtsen bevölkert sind, wie in dem Begriff
                  der »Klassenjustiz« bündig zum Ausdruck gebracht ist.[104]  Wie Loïc Wacquant detailliert 37nachgezeichnet hat, dienen seit dem neoliberalen Umbau der westlichen Gesellschaften
                  die punitiven Instrumente des Staates immer stärker einer »Bestrafung der Armen« –
                  je stärker der Sozialstaat abgebaut wird, desto mehr wird in den repressiven Staat
                  investiert.[105] 

               Bezieht man die Rolle des Rassismus für die Herausbildung des Kapitalismus in die
                  Analyse mit ein, so zeigt sich dieser Zusammenhang von Eigentum und staatlicher Repression
                  zum einen mit besonderer Dringlichkeit, er muss jedoch zum anderen auch spezifiziert
                  werden. Wie Cedric Robinson in seinem einflussreichen Werk Black Marxism gezeigt hat, formierte sich der Kapitalismus nicht als vollständige Umwälzung der
                  ethnisch differenzierten Stratifikationen der Feudalordnung, sondern als deren Verlängerung
                  und Modifikation; trotz seines universalistischen Expansionsdrangs hat der Kapitalismus
                  immer auch an nationalen Abschottungen und der Rassifizierung migrantischer Arbeitskraft
                  festgehalten.[106]  Zudem beruht er auf der imperialen Vernichtung indigener Bevölkerungen und der kolonialen
                  Aneignung von Land und Ressourcen, was ebenfalls mit der Rassifizierung einer europäischen
                  Überlegenheitsbehauptung einherging.[107]  Der Aufstieg der US-Ökonomie zur weltweit dominierenden Volkswirtschaft ist zudem in besonderem Maße
                  mit dem transatlantischen Versklavungshandel und dem über drei Jahrhunderte verfestigten
                  System der Plantagenwirtschaft verknüpft. Robinson verwendet daher den Begriff racial capitalism – diesem Begriff nach ist Kapitalismus nicht einfach »rassifiziert«, als ob es auch
                  einen vorgängigen nichtrassifizierten, »normalen« Kapitalismus gäbe und Rassismus
                  nur eine Modifikation oder Variante dessen wäre, sondern der Rassismus ist dem Kapitalismus
                  immer schon strukturell eingeschrieben.[108] 

               Racial capitalism erzeugt und beruht auf rassistisch ausdifferenzierten Subjektivierungsformen. Wie
                  Saidiya Hartman in ihrer Studie zu den »Nachleben der Sklaverei« rekonstruiert hat,
                  waren 38auch nach der offiziellen Abschaffung der Sklaverei die ehemals versklavten Menschen
                  einer Reihe von pädagogischen und juridischen Techniken ausgesetzt, die die Kontinuität
                  der weißen Verfügungsgewalt über schwarze Subjekte sicherstellte, worunter etwa die
                  Kriminalisierung von Arbeitslosigkeit und schwarzen Überlebensstrategien zählte.[109]  So lässt sich, wie oben beschrieben, eine Linie vom convict-leasing-System in der Zeit der Reconstruction-Ära, das es Gefängnissen erlaubte, Gefangene als Arbeiter:innen an externe Firmen
                  auszuleihen, bis zu den heutigen polizeilichen Disziplinierungspraktiken und dem System
                  der Masseninhaftierung ziehen, von der weitaus überproportional schwarze arme Menschen
                  betroffen sind.[110] 

               Staatliche Gewalt adressiert sich an weiße anders als an schwarze oder rassifizierte
                  Menschen. Du Bois hat bereits in Black Reconstruction zu erklären versucht, warum sich nach dem Ende der Versklavung weiße Arbeiter:innen
                  nicht auf die Seite der ehemals Versklavten, sondern auf die ihrer eigenen weißen
                  Ausbeuter:innen geschlagen haben. Er verwendet hier den Begriff der »psychological
                  wages«, eines »psychologischen Lohns«, den die weißen Arbeiter:innen allein für ihr
                  Weißsein bekommen. Ausgezahlt wird dieser Lohn, indem den weißen Arbeiter:innen in
                  der Erziehung, in der Öffentlichkeit und im Alltagsleben ein Gefühl der Überlegenheit
                  und der Dazugehörigkeit vermittelt wird.[111]  Damit wird die weiße Arbeiter:innenklasse sowohl vom schwarzen Proletariat gespalten
                  als auch in den racial capitalism integriert. Ein Aspekt dieser Zusatzlöhne für Weißsein besteht darin, dass weißen
                  Menschen ein unmittelbarer Zugang zur Staatsgewalt eingeräumt wird: Sie können die
                  Polizei rufen und sich dabei in der Regel nicht nur darauf verlassen, nicht selbst
                  von ihr geschädigt zu werden, sondern auch, sie zur Durchsetzung der eigenen Interessen
                  einsetzen zu können, und zwar auch dann, wenn sie selbst gleichzeitig vom Kapitalismus
                  ausgebeutet und unterdrückt werden.[112]  Diese differentielle Sub39jektivierung zeigt sich prägnant in der Praxis, dass weiße Menschen die Polizei rufen,
                  um vermeintliche oder reale Ordnungswidrigkeiten von Menschen of color sanktionieren zu lassen, etwa wenn sie im Park grillen, am Straßenrand Limonade verkaufen
                  oder im Schwimmbad Socken tragen.[113]  Schwarze Menschen erscheinen hier nicht nur als Bedrohung des eigenen (wenn auch
                  oft nur phantasmatisch vorhandenen) Eigentums, sondern selbst als Eigentum – als etwas,
                  über das Weiße nach Belieben disponieren können.[114] 

               In einem unveröffentlichten Fragment bemerkt Du Bois, dass die Bewegungen des Abolitionismus
                  und des Kommunismus im selben Jahrzehnt des 19.Jahrhunderts entstanden sind.[115]  Dies ist angesichts des engen Zusammenhangs von Kapitalismus und Versklavung kein
                  Zufall: Die beiden Bewegungen eint das Ziel einer grundsätzlichen Überwindung von
                  Unterdrückung und Ausbeutung. Auch wenn diese Nähe in der Folge von der mehrheitlich
                  weißen Arbeiter:innenbewegung selten so ausdrücklich verspürt wurde, gab es von Beginn
                  an Aktivist:innen, die an die kommunistische Implikation des Abolitionismus beziehungsweise
                  die abolitionistische Implikation des Kommunismus erinnerten: antirassistische Bewegungen
                  wie die Black Panthers oder die vielen Black-Lives-Matter-Gruppen weltweit, antikoloniale Befreiungsbewegungen, schwarze kommunistische Theoretiker:innen
                  wie Claudia Jones, Assata Shakur und Angela Davis und die unzähligen 40radikalen lokalen Initiativen, die heute dafür eintreten, was Ruth Wilson Gilmore
                  »small c communism« nennt[116]  – einen Kommunismus ohne Partei, in dem die Abschaffung des Eigentums und die der
                  staatlichen Gewalt Hand in Hand gehen.
               

            

            
               
                  Ökologische Zerstörung

               

               Abolitionist:innen haben seit langem auch die Verschränkung von Abolitionismus und
                  Umweltgerechtigkeit hervorgehoben. Ruth Wilson Gilmore bringt dies auf den Punkt,
                  wenn sie feststellt, dass Abolitionismus stets grün sein müsse.[117]  Diese Notwendigkeit zeigt sich umso mehr, wenn man die Klimakrise mit dem zunehmenden
                  Militarismus und weiteren Strukturen der Versicherheitlichung in Verbindung bringt.
                  Militär und Polizeien schützen nicht nur die Rohstoff- und Erdölindustrien sowie weitere
                  Projekte der ökologischen Zerstörung wie Pipelines, kriminalisieren und töten Umweltaktivist:innen
                  und Menschen, die vor Krieg und den Folgen der Klimakatastrophe fliehen müssen, sondern
                  tragen auch selbst aktiv zur Zerstörung des Planeten bei.[118]  Der militärisch-industrielle Komplex und die Rüstungsindustrien gehören weltweit
                  zu den Hauptverursachern von Treibhausgasemissionen und zu den größten Energieverbrauchern
                  durch Kriegseinsätze, Produktion, Transport, Export und Handel. So ist das US-Militär allein im Jahre 2017 für ca. 340 Millionen Tonnen CO2-Ausstoß verantwortlich; China folgt mit 129 Millionen Tonnen.[119]  Auch Polizeien und Gefängnisse sind maßgeblich in die Zerstörung ökologischer Lebenswelten,
                  Umweltverschmutzung und Projekte des Umweltrassismus eingebunden, wie beispielsweise
                  toxische Gefängnisse zeigen.[120] 

               41Zugleich gibt es zwischen abolitionistischen und radikalen ökologischen Bewegungen
                  wichtige Verbindungslinien, die auch historisch eine bedeutsame Rolle spielen, wenn
                  wir an die militanten ökologischen Kämpfe und jene gegen Umweltrassismus[121]  einiger antikolonialer Bewegungen wie beispielsweise die um Ken Saro-Viva im Nigerdelta,
                  die MOVE-Organisation in den USA oder an indigene Bewegungen in den Amerikas, der Karibik oder auf dem afrikanischen
                  Kontinent wie das Green Belt Movement (Kenia) denken. In ihren Analysen wurde bereits
                  der Zusammenhang zwischen racial capitalism und Umweltzerstörung analysiert, der auch schon in Fanons Die Verdammten dieser Erde (als gleichzeitige Verdammung der Erde) anklingt und besonders von anti- und postkolonialen
                  sowie indigenen Feminist:innen wie Wangari Maathai, Françoise Vergès, Winona LaDuke
                  oder Leanne Betasamosake Simpson weiterentwickelt wurde. Auch abolitionistische Aktivist:innen
                  machen diese Verbindungen stets deutlich. So verweisen Craig Gilmore und Rose Braz
                  in ihrem Artikel »Joining Forces« darauf, dass jugendliche Aktivist:innen des San
                  Jaoquin Valley die drei »Ps: police, pollution, and prisons« (»Polizei, Verschmutzung
                  und Gefängnisse«) zu den Hauptgefahren ihrer communities erklärten und karzerale und toxische Logiken in einen Zusammenhang stellten.[122]  Die Campaign to Fight Toxic Prisons (FTP)[123]  stärkt ebenfalls Solidaritäten zwischen Antiknast- und ökologischen Bewegungen. Abolitionismus
                  bezieht hier nicht nur relationale Beziehungsweisen und nichtmenschliche Welten mit
                  ein, sondern betont den inhärenten Zusammenhang zwischen karzeralen und umweltzerstörenden
                  Logiken. Ansätze der abolitionistischen Ökologien (abolition ecologies), die auf Du Bois’ »abolitionistischer Demokratie« und Gilmores »abolitionistischer
                  Geographie« aufbauen, nehmen dabei die radikalen Praktiken des Abolitionismus mit
                  Bezug auf ihre Verortungen in nichtmenschlichen Umwelten in den Blick.[124] 

            

            
               
                  42Neuere Entwicklungen: »Abolish Everything«
                  

               

               In den letzten Jahren hat sich unter dem Banner des Abolitionismus ein ausgesprochen
                  produktiver Selbstverständigungsdiskurs entwickelt, der eine Fülle von Themenfeldern,
                  Methoden und Perspektiven umfasst. Dabei wird der Begriff des Abolitionismus – ursprünglich
                  im spezifischen Kontext einer Kritik der Staatsgewalt als Fortsetzung von Rassismus
                  und Unterdrückung – immer stärker ausgeweitet, ohne dabei den Anspruch aufzugeben,
                  eine spezifische Kritik- und Transformationsvorstellung zu bezeichnen. Diese Ausweitung abolitionistischer
                  Analysen und Kritiken auf immer mehr Herrschaftsphänomene hat vor allem zwei Gründe:
                  Zum einen ist sie der Prämisse geschuldet, den Themenkomplex Kriminalität, abweichendes
                  Verhalten und Strafe nicht unabhängig von seinen breiteren sozialen und ökonomischen
                  Kontexten zu betrachten. Eine Person, die zum Beispiel aufgrund eines Drogendelikts
                  im Gefängnis landet, hatte in der Regel bereits mit vielen anderen disziplinierenden
                  und karzeralen Institutionen Kontakt: der Familie, der Schule und der Universität,
                  der Fabrik, Sozial- und Arbeitsämtern, Psychiatrien, der Polizei. Eine abolitionistische
                  Kritik, der es um die Veränderung von »allem« geht, muss diese Institutionen daher
                  mit einbeziehen.[125]  Diese Einbeziehung hat für abolitionistische politische Perspektiven auch eine prekäre
                  Konsequenz: Denn wenn etwa das wohlfahrtsstaatliche Fürsorgeregime, das Krankenhäuser,
                  Suchtprävention oder Psychiatrien einrichtet, selbst Teil rassifizierender und disziplinierender
                  Stratifikationen ist, dann ist die 43Forderung, Ressourcen von strafenden in soziale Institutionen umzuverteilen, zu kurz
                  gegriffen. Die Reinvestition öffentlicher Mittel in diese Institutionen muss dann
                  immer auch mit ihrer radikalen Aneignung durch marginalisierte und unterdrückte Gruppen
                  einhergehen.
               

               Zum anderen haben sich staatliche und protostaatliche Disziplinierungs- und Kontrolltechniken
                  inzwischen selbst von den starren Einschließungsmilieus gelöst und verflüssigt. Insbesondere
                  die Überwachungskapazitäten sowohl des Staates und seiner sich verselbständigenden
                  Apparate als auch privater Big-Data-Firmen haben Möglichkeiten der indirekten und
                  kaum transparenten Verhaltenssteuerung entstehen lassen, von denen der fordistische
                  Staat der 1960er und 1970er Jahre nur hätte träumen können. Theoretiker:innen wie
                  Simone Browne und Ruha Benjamin haben gezeigt, dass nicht nur Einsperrung und Polizieren,
                  sondern auch geheimdienstliche Ausspähung, biometrische Vermessung, algorithmische
                  Diskriminierung und digitales Nudging[126]  von jeher in eine rassifizierende Logik eingelassen sind, so dass hier in Anlehnung
                  an die US-amerikanische Jim-Crow-Ära von einem »New Jim Code« (Benjamin) gesprochen werden kann.[127]  Die fluiden Überwachungstechniken des digitalen Zeitalters tragen nicht nur eminent
                  zur differentiellen Produktion vorzeitiger Tode bei, sondern bilden auch das neue
                  Terrain, auf das sich abolitionistische Gegenstrategien justieren müssen.
               

               Dabei wird die Zukunft des Begriffs Abolitionismus davon abhängen, ob er sich als
                  fähig erweisen wird, zum Leitbegriff einer Pluralität von Kämpfen zu werden, ohne
                  dabei sein Profil als spezifischer Ansatz radikaler Theorie und Praxis zu verlieren.
               

            

            
               
                  Abolitionismus als Transformationstheorie

               

               »Abolitionismus setzt voraus, dass wir eine Sache ändern, nämlich alles«[128]  – mit diesem Slogan bringt Ruth Wilson Gilmore die Poin44te des Abolitionismus ebenso zum Ausdruck wie die damit verbundenen Schwierigkeiten.
                  Der Abolitionismus als politische und soziale Bewegung und als radikale kritische
                  Theorie ist per definitionem durch einen Maximalismus gekennzeichnet. Dies impliziert
                  zunächst eine Kritik an Reformbestrebungen. Der erste Grund für die Reformismuskritik
                  liegt im historischen Kontext der abolition democracy: Die Institution der Sklaverei ist so grundlegend falsch, dass sie sich nicht »reformieren«
                  lässt – die einzige moralisch vertretbare Antwort auf dieses Unrecht besteht in der
                  grundsätzlichen Abschaffung. Darüber hinaus sind es in der jüngeren abolitionistischen
                  Diskussion vor allem strategische Erwägungen, die eine tiefe Skepsis gegenüber Reformbemühungen
                  in Bezug auf staatliche Gewaltinstitutionen erzeugt haben. Gefängnisse und Polizei
                  wurden durch die Geschichte hindurch immer wieder reformiert, was aber zumeist nicht
                  zu einer echten Verbesserung geführt hat. Im Gegenteil, häufig sind es gerade die
                  Reformen, in deren Windschatten sich neue und perfidere Ausschluss- und Unterdrückungsmechanismen
                  in der Gesellschaft eingenistet haben. Der Grund dafür liegt darin, dass staatliche
                  Gewaltmechanismen innerhalb der Gesamtgesellschaft eine funktionale Rolle spielen.
                  Wenn man nur einzelne Phänomene angreift, dabei aber den Gesamtzusammenhang intakt
                  lässt, werden neue Gewaltformen an die Stelle der alten treten und deren Funktionen
                  übernehmen.
               

               Angela Davis zeigt dies mit Bezug auf die Kritik der Todesstrafe: Weil der Aktivismus
                  gegen die Todesstrafe den strafenden Staat nicht grundsätzlich in Frage stellt, sondern
                  sich stattdessen auf die Forderung nach einer Umwandlung von Todesstrafen in lebenslange
                  Freiheitsstrafen beschränkt hat, trägt er selbst zur Ausweitung und Legitimierung
                  der Masseninhaftierung bei.[129]  Auch in den Bestrebungen zur Polizeireform lassen sich ähnliche ironische Umschlageffekte
                  erkennen: Gut gemeinte Reformen verbessern oft nicht die Situation marginalisierter
                  Gruppen, sondern haben ambivalente oder gar schädliche Auswirkungen. Auf technische
                  Lösungen abzielende Reformen, wie etwa die Einführung von Bodycams in der Polizeiarbeit,
                  geben zum Beispiel der Institution der Polizei 45mehr Ressourcen, über deren Verwendung sie dann letztlich selbst entscheidet.[130]  Ebenso haben Reformmaßnahmen, die den systemischen Charakter der polizeilichen Gewaltausübung
                  ausblenden und sich daher auf individuelle Verhaltensänderungen kaprizieren, häufig
                  eine weitere Ausgrenzung zur Folge; so beziehen Konzepte wie Community Policing und Runde Tische zwar Angehörige lokaler communities mit ein, dies sind aber häufig Gewerbetreibende, während die am meisten marginalisierten
                  Gruppen – Drogennutzer:innen, Sexarbeiter:innen, Wohnungslose – ausgeschlossen bleiben.
                  Die Aktivistin Mariame Kaba hat daher eine Reihe von Reformen identifiziert, die Abolitionist:innen
                  immer ablehnen sollten: Das sind unter anderem alle Reformen, die mehr Ressourcen
                  in staatliche, vorwiegend technologiebasierte oder auf individualisierenden Narrativen
                  beruhende Gewaltapparate umverteilen.[131]  Ein weiterer problematischer Aspekt an reformistischen Strategien besteht schließlich
                  in ihrer Kooptierungsgefahr: Gruppen und Initiativen, die sich vor allem darum bemühen,
                  ihre Anliegen durch Parteien und staatliche Institutionen durchzusetzen, passen sich
                  schnell an institutionelle Logiken an, lassen sich auf realpolitische Kompromisse
                  ein und verraten dann ihre ursprünglichen Ziele. Vor allem im US-amerikanischen Kontext hat diese Skepsis gegenüber der Gefahr der Pazifizierung und
                  Domestizierung des politischen Kampfes zu einer grundsätzlichen Kritik an der Verwendung
                  von Fördergeldern vom Staat oder aus der Wirtschaft geführt.[132] 

               Zugleich verweist diese Reformismuskritik jedoch auch auf eine grundsätzliche Schwierigkeit
                  abolitionistischer Transformationsstrategien. Denn Befreiungskämpfe verlaufen nicht
                  synchron – ein Gewinn in einem Kampf kann mit einer Niederlage in einem anderen einhergehen.
                  Wie ist es dann jemals möglich, einen Fortschritt zu erzielen, solange nicht »alles«
                  gleichzeitig verändert ist? Und andersherum: Wie kann jemals »alles« verändert werden,
                  wenn nicht durch eine Verdichtung von Teilkämpfen? Eine erste Klarstellung betrifft
                  das Verhältnis des Abolitionismus zu Reformen. Abolitionismus ist kein Quietismus,
                  der bis zu einem messianischen Ereig46nis die Hände in den Schoß legt. Die gefängnisabolitionistische Gruppe Critical Resistance,
                  zu deren Gründungsmitgliedern unter anderen Angela Davis und Ruth Wilson Gilmore gehörten,
                  mobilisiert den Begriff der »nichtreformistischen Reformen«, der auf den linken Sozialphilosophen
                  André Gorz zurückgeht. Damit sind dem Staat abgerungene Reformen gemeint, die die
                  Bedingungen für weitergehende Veränderungen verbessern. Solche Reformen dürfen nicht
                  selbst mit Kriminalisierung arbeiten, die Lebenssituation für marginalisierte Gruppen
                  verschlechtern oder das unterdrückerische System ausweiten. Beispiele für nichtreformistische
                  Reformen sind die Forderungen nach Zurückdrängung staatlicher Gewalt, etwa durch Entkriminalisierung
                  und Entmilitarisierung. Im Polizeiabolitionismus haben nichtreformistische Reformmaßnahmen,
                  die im Kern einen utopischen Horizont eröffnen sollen, die Form des Kampfs um »Defunding«,
                  also die Entziehung von Finanzierung der Polizei, angenommen, was auch die Forderung
                  nach Umverteilung von Ressourcen in Institutionen der sozialen Teilhabe, wie Wohnungen,
                  Gesundheitsversorgung und demokratische Selbstbestimmung, beinhaltet.[133] 

               Die Transformationsstrategie des Abolitionismus lässt sich am ehesten als sozialrevolutionär
                  beschreiben: Es geht um eine radikale Umwälzung der bestehenden Gesellschaft mitsamt
                  ihren grundlegenden ökonomischen, politischen, sozialen und kulturellen Institutionen.
                  Die Bewegung sucht dabei nicht den Umweg über den Staat, etwa in Form eines Marsches
                  durch die Institutionen oder einer Eroberung der Staatsmacht durch eine Avantgarde,
                  sondern will die Transformation direkt in den vielfältigen Arenen der sozialen Produktion
                  und Reproduktion selbst durchsetzen. Darin zeigt sie eine Nähe zu anderen sozialistischen,
                  kommunistischen und anarchistischen Strömungen, wobei abolitionistische Praktiken
                  sich durch spezifische Akzentsetzungen auszeichnen. Gilmore insistiert darauf, dass
                  Abolition keine Abwesenheit, sondern eine Anwesenheit ist (»Abolition is presence«[134] ) – »Abschaffung« ist kein Ereig47nis, das in der Zukunft stattfindet, sondern eine Praxis, die bereits in der bestehenden
                  Gesellschaft zur Realität unzähliger rebellischer communities gehört.[135]  Gerade die am meisten benachteiligten Gruppen haben demnach Interaktionsweisen, Umgangstechniken
                  und Gemeinschaftsformen entwickelt, in denen Elemente der befreiten Gesellschaft vorscheinen.
                  Diese Idee, eine befreiende Gegenmacht aus den verdeckten Spuren und Fragmenten subalterner
                  Gemeinschaftsbildung zu entfalten, geht dabei bis auf die rebellischen Lebensformen
                  von Gemeinschaften entflohener Versklavter, die Maroon-communities, zurück.[136]  Als explizit formulierte Strategie hat sie ihren bekanntesten Ausdruck in dem Versuch
                  der Black Panthers gefunden, in den Städten eine autonome schwarze Ökonomie und Politik
                  aufzubauen, die zur bestehenden Gesellschaft eine reale Gegenmacht von unten bilden
                  sollte.[137]  Der Vorteil dieser Autonomiestrategie besteht nicht nur darin, dass experimentelle
                  Graswurzelpraktiken die Funktionsweisen einer anderen Gesellschaft bereits in der
                  jetzigen präfigurieren, sondern auch, dass auf diese Weise die Frage der Staatseroberung
                  umgangen wird. Macht ist kein Ding, das man besitzen und erobern kann, sondern entsteht
                  aus gemeinsamem Handeln, das heißt, sie kann durch politische Koalitionen und Assoziationen
                  neu erzeugt werden.[138] 

               Für solche Praktiken gibt es unzählige Beispiele, zu denen täglich neue hinzukommen:
                  Kostenloses Frühstück für Schulkinder und Free Community Clinics, wie sie die Panthers
                  organisierten; selbstorganisierte dekoloniale Schulen und Weiterbildungseinrichtungen,
                  wie sie sich in vielen ehemals kolonisierten Ländern ausbreiten; feministische Experimente
                  mit Transformative Justice (Transformativer Gerechtigkeit) und Community Accountability (Kollektiver Verantwortungsübernahme), um einen nichtkarzeralen Umgang mit sexualisierter
                  und häuslicher Gewalt zu finden; temporäre autonome Zonen, Platzbesetzungen und Camps,
                  in de48nen ein Zusammenleben ohne Staat ausprobiert wird; gegenseitige Hilfe nach Naturkatastrophen,
                  durch die unmittelbare Solidarität erfahrbar wird; Community Organizing gegen Ganggewalt, in dem versucht wird, (ehemaligen) Gangmitgliedern einen Ausstieg
                  aus dem Teufelskreis von staatlicher und nichtstaatlicher Gewalt zu ermöglichen; Storytelling-Projekte,
                  die Gewaltbetroffenen Raum dafür geben, ihre Geschichten zu erzählen; Support-Strukturen,
                  die bei der Bearbeitung psychischer Krisen, Suchtproblematiken oder Traumatisierungen
                  ebenso unterstützen wie in ökonomischen Notlagen.[139]  Auch jenseits solcher bereits schwach institutionalisierten gegengemeinschaftlichen
                  Praktiken hat Abolitionismus den Aspekt einer Alltagspraktik oder Lebenskunst; so
                  geben abolitionistische Toolkits und Manuals Hinweise darauf, wie man es im Alltag vermeiden kann, die Polizei zu rufen, wie man
                  auf punitive Reaktionen in der Erziehung verzichten oder karzerale Kulturen abbauen
                  kann.[140]  Dass es sich bei diesen Ansätzen und gelebten Praktiken nicht einfach um unbezahlte
                  Arbeit handelt, die den neoliberalen Staat »entlastet«, zeigen die Forderungen nach
                  dem Ausbau von solidarischen Infrastrukturen sowie die Auseinandersetzungen um die
                  Frage des Staates in abolitionistischen Debatten.[141] 

            

            
               
                  Alternativen

               

               Abolitionistische Kritik zielt also nicht bloß auf die Negation und Abschaffung karzeraler
                  und nekropolitischer Logiken sowie der Produktionsweisen, die diese hervorbringen,
                  sie bietet vielmehr Alternativen, die in vielen lebensweltlichen Projekten, Experimenten
                  und Improvisationen bereits gelebt werden. Abschaffung ist kein Ereignis in der Zukunft,
                  sondern eine Praxis in der Gegenwart: etwas, das Menschen auch bereits im Kleinen
                  tun. Damit sind uto49pische Horizonte des Abolitionismus stets in der Gegenwärtigkeit verortet und lassen
                  sich nicht einfach auf ein Außerhalb bestehender Welten beziehen. Gilmore insistiert
                  darauf, dass Alternativen möglich sind, wenn sie sagt: »Was die Welt sein wird, existiert
                  bereits in Fragmenten und Versatzstücken, in Experimenten und Möglichkeiten. [...]
                  Abolition ist ein Aufbau der Zukunft aus der Gegenwart, auf jede erdenkliche Weise.«[142] 

               Wie bereits Du Bois, Robinson, Nascimento und viele weitere gezeigt haben, waren die
                  Quilombos oder die Maroon-Formationen bereits Vorreiter solcher alternativen Gesellschaftsstrukturen, die freilich
                  nicht ohne ihre eigenen Fallstricke und Probleme – »grandiose Fehlschläge« (splendid failures),[143]  wie Du Bois schreibt – waren. Aus diesen im Rahmen gegenwärtiger abolitionistischer
                  Projekte zu lernen, wird von Abolitionist:innen dabei genauso betont, wie an sie zu
                  erinnern und ihr alternatives Potential ernst zu nehmen. Auch indigene Praktiken der
                  Konfliktlösung oder alternative Ökonomien, ob auf dem amerikanischen oder dem afrikanischen
                  Kontinent, wie etwa die Ubuntu-Philosophie,[144]  stellen für abolitionistische Perspektiven wichtige Genealogien der radikalen Transformation
                  dar. Besonders der deindividualisierte Umgang mit Problemen – das heißt, schädlichem
                  Verhalten nicht mit Strafe zu begegnen, sondern mit kollektiver Verantwortungsübernahme,
                  dem Wandel von Strukturen und dem Fokus auf betroffene Personen – erweist sich als
                  wichtiger Ansatz auch für gegenwärtige abolitionistische Ansätze. Auch die Beziehungen
                  zwischen menschlichen und nichtmenschlichen Umwelten, die viele indigene Philosophien
                  und Kosmologien prägen, sind wichtige Prinzipien für alternative Formen von Gerechtigkeit
                  und Sorge.[145] 

               Besonders weit fortgeschritten ist diese Suche nach utopischen Alternativen innerhalb
                  der Alltagspraktiken marginalisierter communities im Kontext des Kampfes von Feministinnen of color gegen 50interpersonelle Gewalt, insbesondere Gewalt gegen Frauen. Frauen und LGBTQI-Personen als die Gruppen, die am stärksten von sexueller, häuslicher oder intimer
                  Gewalt betroffen sind, bestanden zum einen auf der Dringlichkeit, ihre alltäglichen
                  Erfahrungen ernst zu nehmen, anstatt sie anderen Themen unterzuordnen, die die traditionelle
                  Linke als wichtiger erachtet hatte, wie etwa wirtschaftliche Gleichberechtigung. Gleichzeitig
                  trauten insbesondere Feminist:innen of color dem Staat nicht zu, ihre Sicherheit zu garantieren, da die Inhaftierung nicht nur
                  dabei versagt hat, verletzliche Gruppen vor patriarchaler Gewalt zu schützen, sondern
                  auch zusätzliche staatliche Gewalt in die Gemeinschaften einlud und die patriarchale
                  Logik des maskulinistischen Schutzes verstärkte. Im Fall der zwischenmenschlichen
                  Gewalt wird seit der Jahrtausendwende die Suche nach Alternativen zu polizeibasierten
                  Lösungen meist unter dem Banner der Konzepte der Transformative Justice und Community Accountability verfolgt. Im Kern dieser Modelle steht die Idee, kollektive Unterstützung für Gewaltbetroffene
                  zu organisieren und gleichzeitig nach Wegen zu suchen, der gewaltausübenden Person
                  zu helfen, Verantwortung zu übernehmen, ohne auf den staatlichen Gewaltapparat zurückzugreifen.[146] 

               Diese radikalen intersektionalen Interventionen und Bewegungen haben besonders zwei
                  wichtige Punkte hervorgehoben, die sich auch von historischen Abolitionismen unterscheiden
                  beziehungsweise in diesen nicht grundlegend reflektiert wurden:
               

               (1) Sie machten deutlich, dass abolitionistische Kritik sich nicht nur auf die gesellschaftlichen
                  Verhältnisse und Strukturen richtet, sondern auch auf zwischenmenschliche Beziehungen,
                  ohne die Ver51hältnisse hintenanzustellen. Diese Kritik zeigte sich in besonderem Maße in der Zusammenarbeit
                  von INCITE! und Critical Resistance, zweier abolitionistischer Organisationen, die aus der Perspektive
                  von mehrfachmarginalisierten und vulnerablen Gruppen abolitionistische Wissensproduktion
                  und Politik betreiben. So schreiben sie in ihrem gemeinsamen Statement aus dem Jahre
                  2001:
               

               
                  Wir rufen emanzipatorische soziale Bewegungen dazu auf, Strategien und Analysen zu
                     entwickeln, die sowohl staatliche als auch interpersonelle Gewalt adressieren, insbesondere
                     Gewalt gegen Frauen. Aktivist:innen und Bewegungen, die staatliche Gewalt thematisieren
                     (wie etwa gefängniskritische Gruppen und Gruppen gegen Polizeigewalt), arbeiten gegenwärtig
                     häufig getrennt von Aktivist:innen und Bewegungen, die häusliche und sexualisierte
                     Gewalt behandeln. Dies hat zum Ergebnis, dass Frauen of color, die sowohl von staatlicher als auch von interpersoneller Gewalt überproportional
                     betroffen sind, innerhalb dieser Bewegungen marginalisiert wurden. Es ist essentiell,
                     dass wir Antworten auf vergeschlechtlichte Gewalt entwickeln, die nicht auf einer
                     sexistischen, rassistischen, klassistischen und homophoben Strafjustiz beruhen. Es
                     ist zugleich wichtig, dass wir Strategien entwickeln, die das Strafrechtssystem hinterfragen
                     und die gleichzeitig Sicherheit für von sexualisierter und häuslicher Gewalt betroffene
                     Personen bereitstellen. Um gewaltfrei zu leben, müssen wir ganzheitliche Strategien
                     der Gewaltkritik entwickeln, welche die gegenseitige Verschränkung aller Unterdrückungsformen
                     einbeziehen.[147] 

               

               Damit wenden sich diese radikal intersektionalen Ansätze gegen eindimensionale abolitionistische
                  Politiken, die die Formen interpersoneller Gewalt, die oft auch mit staatlicher und
                  struktureller Gewalt einhergehen, nicht in den Blick nehmen und lediglich staatliche
                  Gewalt fokussieren.
               

               (2) Abolitionistische Feminismen wenden sich auch gegen Strafrechtsfeminismus und
                  Formen der Antigewaltarbeit, die den Staat als sicherheitsbringend anrufen.[148]  Auf der Grundlage von Erfahrungen, die an den Intersektionen unterschiedlicher staatlicher
                  Gewaltformen positioniert sind, von der Haft bis zu Formen des Überwachens und Strafens
                  durch Polizeipraktiken, Hausarrest, Erziehungs- und Fürsorgeregime sowie der Vulnerabilität
                  durch sexu52alisierte, vergeschlechtlichte interpersonelle Gewalt, zeigen schwarze und indigene,
                  migrantische und Feminist:innen of color auf, dass Freiheit von Gewalt nicht mit Gewalt und Schutz nicht mit Bestrafung, Ausweisung
                  oder Abschaffung hergestellt werden können.[149]  In diesen Ansätzen wird zwischenmenschliche Gewalt nicht als individuelle Schuld
                  einzelner Täter:innen verstanden, sondern als in gesellschaftliche Strukturen eingebunden,
                  so dass ihr entsprechend auf struktureller sowie kollektiver zwischenmenschlicher
                  anstatt auf strafrechtlicher und karzeraler Ebene begegnet werden muss. Vor dem Hintergrund
                  dieser doppelten und intersektionalen Vulnerabilität haben Abolitionist:innen Alternativen
                  zu Formen staatlicher Bestrafung und zugleich Modelle der kollektiven Verantwortungsübernahme
                  entwickelt, um auch interpersonelle Gewaltverhältnisse transformieren zu können.[150] 

               Ansätze der transformativen Gerechtigkeit zielen dabei auf (a) die Sicherheit, Heilung,
                  Selbstbestimmung und Zentrierung der Person, die Gewalt erfahren hat, und zwar durch
                  kollektive Unterstützung anstelle einer Bestrafungslogik, die die Tat individualisiert;
                  (b) Verantwortungsübernahme und Transformation der Person, von der die Gewalt ausging;
                  (c) kollektive Verantwortung und kollektive Mobilisierung von Praktiken, die sich
                  gegen Gewalt und Unterdrückung richten; und (d) soziopolitische und strukturelle Transformation
                  der gesellschaftlichen Bedingungen und Verhältnisse, die Unterdrückung, Ausbeutung
                  und Gewalt ermöglichen und reproduzieren.[151]  Gleichzeitig werden die intersektionalen Machtasymmetrien, die in romantisierten
                  Gemeinschaftskonstruktionen oft ausgeblendet werden, durch diese von mehrfach marginalisierten
                  Subjekten entwickelten Alternativen und Konzepte der transformativen Gerechtigkeit
                  herausgefordert.
               

               Auch in Deutschland und anderen europäischen Kontexten waren es besonders mehrfach
                  marginalisierte Gruppen, migrantische Frauen und nichtbinäre Personen, Rom:nja und
                  Sinti:zze, die, oft aus der Notwendigkeit heraus, Alternativen zu strafenden Ansätzen
                  entwickelt haben, in denen zugleich von interpersoneller und sexualisierter Gewalt
                  betroffene Personen nicht außen vor gelassen 53werden. Die (sich bereits über zwei Jahrzehnte erstreckenden) Interventionen und Mobilisierungen
                  von Women in Exile und weiteren feministischen Gruppen von geflüchteten Frauen und
                  nichtbinären Personen streben zum einen die Unterstützung von Frauen und nichtbinären
                  Personen sowie die Mobilisierung von kollektiver Verantwortungsübernahme gegen sexualisierte
                  und interpersonelle Gewalt in den Lagern an und haben zum anderen deren Abschaffung
                  zum Ziel. Gruppen wie Sisters Uncut in Großbritannien setzen sich gegen die finanziellen
                  Kürzungen von Programmen und Strukturen für von sexualisierter und häuslicher Gewalt
                  betroffene Frauen und nichtbinäre Personen sowie für die Abschaffung von karzeralen
                  Institutionen wie Polizei, Gefängnissen, Psychiatrien und Lagern ein. Dabei betonen
                  abolitionistische Gruppen stets, dass Transformative Justice und Community Accountability insbesondere eine Transformation unserer Beziehungen zueinander enthalten und dass
                  diese Arbeit ebenfalls durch Scheitern, Experimentieren und einen hohen Zeitaufwand
                  gekennzeichnet ist.[152] 

               Verankert sind diese Praktiken in einer Ethik der Fürsorge, die auf der Grundannahme
                  einer geteilten Abhängigkeit und Verletzlichkeit basiert und dies mit dem Grundsatz
                  verbindet, dass für unsere Gemeinschaften niemand entbehrlich ist.[153]  Zugleich geht es dabei auch darum, Care-Praktiken feministisch umzuverteilen und zu kollektivieren. In dieser radikalen und
                  konfrontativen Reformulierung der Sorge um unser Zusammenleben scheint letztlich die
                  abolitionistische Vision als gesamtgesellschaftliche Utopie auf. Sie zeigt dabei auch,
                  dass der Abolitionismus inzwischen einen Anspruch erhebt, der in seiner Reichweite
                  mit den großen Sozialbewegungen des 19. und 20.Jahrhunderts vergleichbar ist: Er beinhaltet nicht nur eine Politik und Kultur, sondern
                  auch ein Ethos – lebensweltlich verankerte Erwartungshaltungen, Handlungsorientierungen
                  und Verantwortungen, die sich auf das Ideal der Solidarität ausrichten.
               

            

            
               
                  54Zum vorliegenden Band
                  

               

               Mit dem vorliegenden Band wollen wir einige Schlüsseltexte der internationalen abolitionistischen
                  Bewegung in deutscher Sprache zugänglich machen. Von diesem Transfer erhoffen wir
                  uns produktive Impulse nicht nur für den deutschen wissenschaftlichen Diskurs, sondern
                  auch (und vor allem) für die radikale politische Arbeit – die Diskussion, inwiefern
                  die hier präsentierten Ansätze sich auf einen deutschen Kontext übertragen lassen,
                  muss an anderer Stelle geführt werden. Bei der Textauswahl konzentrierten wir uns
                  auf die Hauptlinien abolitionistischer Bewegung, die Kritik von Gefängnis und Polizei,
                  erwägen die Herausforderungen, aber auch Verbindungslinien zwischen feministischer
                  und abolitionistischer Politik und fragen nach möglichen Alternativen. Dabei erheben
                  wir weder den Anspruch auf Vollständigkeit noch auf Repräsentativität. Ein Großteil
                  der hier versammelten Beiträge stammt aus dem nordamerikanischen Kontext, wobei trotz
                  einiger Texte mit internationaler Ausrichtung die Kämpfe in Asien, Afrika, Lateinamerika
                  und Australien eher ausgeblendet werden.[154] 

               Dabei ergeben sich eine Reihe von Übersetzungsproblemen. Insbesondere ist der Begriff
                  »Rasse« im Deutschen nicht von seinen biologistischen Konnotationen zu trennen, während
                  der Begriff race im Englischen eher einen sowohl analytischen als auch kritischen Gehalt haben kann.
                  Zwar blickt der Begriff race auch im angloamerikanischen Raum durchaus auf eine biologistische Geschichte zurück,
                  jedoch gehen die Praktiken der Aneignung durch rassifizierte Gruppen, gerade mit Bezug
                  auf Antirassismus (wie zum Beispiel der Begriff racial justice zeigt) historisch weiter zurück und sind unseres Erachtens weitaus etablierter und
                  analytisch fundierter als bisherige Umgangsweisen mit dem Begriff »Rasse« im deutschsprachigen
                  Raum. Dabei ist uns bewusst, dass die Verwendung des englischen Begriffs auch das
                  Problem der Externalisierung von Rassismus insbesondere auf den US-Kontext reproduzieren kann, zumal es auch im deutschen Kontext Versuche einer kritischen
                  Aneignung gibt und gab. Dies scheint uns jedoch analytisch und bewegungspolitisch
                  im deutschen Kontext noch nicht grundiert genug, wes55wegen wir uns zum Zeitpunkt der Publikation dazu entschieden haben, den englischen
                  Begriff race weitestgehend beizubehalten. An Stellen, an denen es um die ideologische Konstruktion
                  rassifizierter Zuschreibungen geht, setzen wir »Rasse« in Anführungszeichen.[155]  Ähnliches gilt für den Begriff der Gemeinschaft, der im Deutschen einen beklemmenden
                  konformistischen Unterton erhalten kann, der im englischen Wort community nicht unbedingt vorhanden ist; auch diesen Begriff belassen wir daher überwiegend
                  auf Englisch. Wie es sich in der deutschsprachigen Diskussion um das Konzept der Transformative Justice etabliert hat, wird im Kontext patriarchaler Gewalt der Begriff survivor im vorliegenden Band in der Regel nicht mit »Überlebende«, sondern mit »gewaltbetroffene
                  Person« übersetzt, um zu unterstreichen, dass es für viele Gewaltbetroffene essentiell
                  ist, nicht ihre gesamte Persönlichkeit als durch die Tat definiert zu sehen.
               

               Die Schreibweise von race-basierten Identitätskategorien wie schwarz oder weiß wird sowohl im englischen als
                  auch im deutschen Sprachraum weiterhin diskutiert. Während viele Autor:innen etwa
                  Schwarz großschreiben und weiß kursivieren, um zu markieren, dass es sich bei diesen Zuordnungen nicht um (Haut-)Farben,
                  sondern um soziokulturelle Konstrukte handelt, bevorzugen manche Autor:innen eine
                  andere Schreibweise, da die Kursivierung wieder zu einer Rezentrierung führen kann
                  und Schwarz den Bezug zu einer Form moderner Subjekthaftigkeit proklamiert, die viele
                  schwarze kritische Autor:innen gerade mit der politischen Kategorie schwarz unterlaufen
                  wollen.[156]  Wir folgen hier jeweils der Schreibweise des Originaltextes. Dies gilt auch weitestgehend
                  für 56Begriffe, die sich auf den transatlantischen Versklavungshandel beziehen, wobei wir
                  den Präferenzen der Übersetzer:innen ebenfalls Raum geben.
               

               Auf die Reproduktion dehumanisierender rassistischer Begriffe verzichten wir selbst
                  dann, wenn sie in den Originaltexten vorkommen; beim N-Wort kennzeichnen wir dabei
                  die Auslassung mit Anfangsbuchstaben des betreffenden Wortes und einem Asterisk (*).
                  Da sich diese Kennzeichnung aus Gründen der spezifischen Ausformungen verschränkter
                  Rassismen, die stets wandelbar sind,[157]  jedoch nicht auf alle dehumanisierenden rassistischen Begriffe übertragen lässt,
                  haben wir an anderen Stellen den Begriff durch Selbstbezeichnungen ersetzt.
               

               *

               Wir bedanken uns bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung und dem Projekt »Überwachen und Strafen
                  der Anderen. Eine Analyse von Racial Profiling und seinen geschlechtsspezifischen
                  Dimensionen«, gefördert vom Hessischen Ministerium für Wissenschaft und Kunst (HMWK), für die Finanzierung einiger der Übersetzungen, beim Suhrkamp Verlag für die Offenheit
                  und die Bereitschaft, den Band aufzunehmen, Gesa Steinbrink für das gründliche Lektorat
                  und bei allen Autor:innen und Übersetzer:innen für die gute Zusammenarbeit. – Gewidmet
                  ist der Band all denjenigen, die für eine Welt ohne staatliche Gewalt kämpfen.
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               59Angela Y. Davis

               Abolitionistische Demokratie. 
Ein Interview mit Eduardo Mendieta (2005)[1] 

            

            Ungeachtet der Tatsache, dass das nationale und internationale Recht uns verbietet
                     zu foltern, konzentriert sich die Debatte in den Mainstreammedien auf die Frage, ob
                     und wann man foltern soll, als ob das nationale und internationale Recht einfach suspendiert
                     werden könnten, wenn die Behörden das für notwendig halten. Inwiefern stellt die Tolerierung
                     einer solchen Form der öffentlichen Diskussion über Folter einen Angriff auf die moralische
                     Integrität der Bürger:innen und der Demokratie dar? Hat Demokratie auch etwas mit
                     Moral zu tun?

            Die öffentliche Diskussion über Folter ist durch die weit verbreitete Überzeugung
               begrenzt worden, der zufolge Demokratie etwas durch und durch Amerikanisches und jede
               Strategie zum Schutz oder zur Verteidigung der amerikanischen Version von Demokratie
               legitim ist. Ein weiteres Problem mit dieser Art von Diskussion besteht darin, dass
               die amerikanische Version der Demokratie in immer stärkerem Maß gleichbedeutend mit
               Kapitalismus geworden ist und dass der Kapitalismus immer mehr durch seine Fähigkeit
               definiert wird, sich frei auf dem gesamten Globus auszubreiten. Das ist es, was den
               Rahmen für die Diskussion über Folter gebildet und die Artikulation angeblicher moralischer
               Dilemmata im Hinblick auf Folter sowie die Auffassung, gewisse Formen von Gewalt sowohl
               in den USA selbst als auch im Ausland seien für den Erhalt der amerikanischen Demokratie notwendig,
               ermöglicht hat. Letzten Endes gelingt es diesen moralischen Positionen gegen Folter
               nicht, den Ausnahmestatus der USA in Frage zu stellen. Diese unhinterfragte Kluft zwischen einer moralischen Opposition
               gegen 60bestimmte Praktiken und all die Dinge, die als unverzichtbar für die Rettung der Nation
               betrachtet werden, hat sowohl eine Flut verschleiernder Diskurse über den Terrorismus
               als auch die Praxis der Folter selbst möglich gemacht.
            

            Natürlich ist es wichtig, entschlossen gegen Folter als eine Technik der Kontrolle
               einzutreten, die in völligem Widerspruch zu den Idealen und dem Versprechen der US-Demokratie steht. Aber wenn die US-Demokratie zum Maßstab gemacht wird, an dem sämtliche politischen Vorgehensweisen
               gemessen werden, ist es nicht mehr schwer, spezifische Akte von Folter in ein tolerierbares
               Verhalten zu verwandeln, ein Verhalten, das nicht notwendigerweise die moralische
               Integrität der Gemeinschaft verletzt.
            

            Es gibt unzählige Beispiele für die Unfähigkeit der Moral, die Politik zu verändern.
               Wann immer menschliche Wesen, die – wie es bei den Menschen im Irak der Fall ist –
               als ethnisch und kulturell unterlegen betrachtet und der Folter ausgesetzt werden,
               ist es nicht schwer, die Gespräche über Folter auf eine allgemeinere Ebene zu lenken
               und so den Schaden zu ignorieren, den sie ganz bestimmten Individuen zufügt.
            

            Ich bin sehr skeptisch gegenüber dem Diskurs, der davon ausgeht, Folter füge den Täter:innen
               größeren Schaden zu als den Opfern. Dabei ist es gewiss richtig, dass die Enthüllungen
               über die brutalen Verhörtechniken in Guantánamo und die Akte physischer Gewalt und
               sexueller Nötigung in Abu Ghraib tiefgreifende Fragen in Bezug auf unsere Gesellschaft,
               ihre Regierung, ihr Militär und ihre Haftpraktiken aufwerfen. Aber wenn dieser Aspekt
               das schwere Leid der Männer und Frauen verdrängt, die gefoltert wurden, zeigt dies,
               wie sehr bestimmte moralische Überlegungen genau jenen Rassismus verstärken können,
               der die Folter überhaupt erst möglich gemacht hat. Wir müssen daher begreifen, dass
               Widerspruch gegen die Folterpraktiken der USA keineswegs immer auch Solidarität mit den Opfern bedeutet. Im selben Moment, in dem
               wir die Regierung und das Militär wegen ihrer Rolle bei der Praktizierung der Folter
               anprangern, müssen wir auch nach unserer eigenen Fähigkeit fragen, uns die Opfer als
               Menschen – als Individuen – vorzustellen, die in jeder Hinsicht all jenen von uns,
               die zufälligerweise im globalen Norden leben, gleichgestellt sind.
            

            Wie kann dann aber die Frage der Folter so gestellt werden, dass sie nicht eine Rechtfertigungspraxis
               autorisiert, die die Auswirkun61gen der Folter auf einzelne Menschen, auf ihren Körper und Geist gar nicht in Betracht
               zieht? Hier spielen die Menschenrechte eine entscheidende Rolle – und hier ist es
               eine bedeutsame Tatsache, dass die USA sich jetzt in der Defensive befinden, nachdem sie jahrzehntelang fälschlich behauptet
               haben, die beste Menschenrechtsbilanz der Welt zu haben. Die Klagen, die vom Center
               for Constitutional Rights im Namen von Gefangenen innerhalb und außerhalb der USA angestrengt wurden, sind nur ein Beispiel für den Widerstand gegen die Politik und
               die Praktiken des Bush-Regimes. Ich habe bereits angedeutet, wie wichtig es ist, hier
               auch eine Analyse des Rassismus ins Spiel zu bringen. Diese hat in den Debatten, die
               von der Veröffentlichung der Fotos aus Abu Ghraib ausgelöst wurde, ganz klar gefehlt.
               Wie verändert sich die Bedeutung von Folter, je nachdem, wer das Opfer ist?
            

            Ariel Dorfman hat einmal geschrieben, eines der Probleme mit dem Diskurs über Folter
                     in der öffentlichen Sphäre bestehe darin, dass er die Bürger:innen in eine Situation
                     bringt, in der sie sich vom Schmerz anderer abtrennen müssen. Darum nenne ich das
                     ein Verbrechen gegen die moralische Vorstellungskraft. Wir werden als Bürger:innen
                     dazu aufgefordert, uns vom Leiden anderer abzutrennen und so in gewisser Weise die
                     moralischen und emotionalen Dimensionen der Verantwortung abzutöten, die unsere Staatsbürgerschaft
                     uns gibt.

            In einem früheren Gespräch haben wir den Rahmen diskutiert, in dem die Folterbilder
               aus Abu Ghraib im Allgemeinen gedeutet wurden – das der Öffentlichkeit gebotene Interpretationsschema,
               das dazu beitrug, ein bestimmtes Verständnis der Fotos zu produzieren. Ich sagte dazu,
               dass dieser Interpretationsrahmen die Solidarität mit den Opfern verhindert hat, indem
               er erst ungläubige Reaktionen und dann das Gefühl eines nationalen Traumas – eines
               Traumas, das unserer Nation zugefügt worden war – auslöste. Wenn man so will, zeigte
               das in der Tat die Grenzen unserer kollektiven moralischen Vorstellungskraft auf.
               Die menschlichen Wesen, die auf den Fotos zu sehen waren, wurden zu abstrakten Objekten
               von Arten der Folter, die man als mit der Demokratie unvereinbar betrachtete. Zu einer
               Pyramide aufgetürmte nackte Körper, Körper, die gezwungen wurden, sexuelle Handlungen
               zu vollziehen, mit Kapuzen verhüllte Köpfe – wer sind all diese Menschen? Können 62wir sie uns als Arbeiter:innen, Angestellte, Künstler:innen, Lehrer:innen, Eltern,
               Kinder vorstellen? Können wir uns vorstellen, an ihrer Stelle zu sein? Ich glaube
               nicht, dass wir ermutigt wurden, so über diese Bilder zu denken. In gewisser Weise
               hatten die öffentlichen Reaktionen auf die Fotos aus Abu Ghraib die Tendenz, die Grundsatzannahme
               der US-Hegemonie zu reproduzieren, die die Bevölkerung des Irak – und natürlich Saddam Hussein
               als den exemplarischen Bewohner dieses Landes – in bloße Materialisierungen eines
               ideologischen Feindes verwandelte.
            

            Ich habe auch bereits gesagt, dass man in den historischen Reaktionen auf das Lynchen
               ein ähnliches Dilemma entdecken kann. Selbst die, die sich entschieden gegen diese
               Praxis wandten, tendierten oft dazu, die Menschlichkeit der schwarzen Opfer des Lynchens
               aus dem Bild verschwinden zu lassen. So verrichteten selbst die Gegner:innen des Lynchens
               am Ende oft wider Willen das Werk ihrer Widersacher:innen.
            

            Demnach tut der vorherrschende Rahmen, in dem das öffentliche Gespräch über Folter
                     in den USA geführt wird, nichts weiter, als die bereits bestehenden – offiziellen – Annahmen
                     über das Wesen der amerikanischen Demokratie zu bestätigen, zu verteidigen und zu
                     bekräftigen. Damit wird gerade das menschliche Leiden, das auf den Fotos zu sehen
                     ist, von der Diskussion ausgeschlossen und, indem ihm die Anerkennung verweigert wird,
                     ausgelöscht.

            Das ist umso mehr der Fall, wenn man sich ansieht, wie sehr der vorgebliche Ausnahmestatus
               Amerikas die Erwartungen darüber bestimmt, wie wir über den »Krieg gegen den Terror«
               (War on Terror) nachzudenken haben. Diese Sichtweise auf die Folter bestätigt den Ausnahmestatus
               Amerikas und die Überlegenheit der US-amerikanischen Demokratie.
            

            Ich möchte mich jetzt einigen anderen Themen zuwenden und dich dabei als Erstes nach
                     der Nützlichkeit des Begriffs »Imperium« fragen. Ich habe viel von deinem Werk gelesen,
                     aber meiner Erinnerung nach verwendest du dieses Wort nicht sehr häufig.

            Dieser Terminus ist durchaus sinnvoll. Aber es ist richtig, dass ich eher den Ausdruck
               »Imperialismus« als das Wort »Imperium« ver63wende. Und wenn ich über die Gründe dafür nachdenke, scheint mir, dass ich dabei eine
               spezifische Verbindungslinie zum Kapitalismus ziehen möchte, die dem globaleren Ausdruck
               »Imperium« nicht unbedingt implizit ist. Das heißt nicht, dass ich letzteres Wort
               für nutzlos halte, sondern ich möchte einfach unterstreichen, wie sehr die gegenwärtige
               militärische Aggression im Irak und die von der Bush-Administration verfolgte Politik
               des weltweiten Kriegs an Vorbilder in der Geschichte und besonders an den Krieg gegen
               Vietnam erinnern. Dabei möchte ich außerdem die geschichtliche und aktuelle Bewegung
               des Kapitals im Auge behalten, die all das begleitet hat. Der Diskurs über die Globalisierung
               erweckt manchmal den Eindruck, als habe das Kapital erst in jüngster Zeit globalen
               Charakter angenommen und als seien diese globalen Wanderungen ein Nebenprodukt dessen,
               was man heute als Informationszeitalter bezeichnet. Demgegenüber müssen wir uns daran
               erinnern, dass das Kapital eine lange und brutale Geschichte der Bewegung über alle
               nationalen Grenzen hinaus hat – wie Lenin und Rosa Luxemburg schon vor so langer Zeit
               erkannten, ist der Imperialismus mitnichten eine nebensächliche Begleiterscheinung
               des Kapitalismus, sondern ein ganz grundlegendes Merkmal seiner Entwicklung. Heute
               sprechen wir von der Ära des Imperialismus als einer, die durch die Macht von internationalen
               Finanzorganisationen wie dem IWF und der Weltbank sowie von der Fähigkeit des Kapitals definiert ist, sich nicht nur
               über nationale Grenzen hinwegzubewegen, sondern selbst noch die abgelegensten Wirtschaften
               umzustrukturieren und den sozialen Verhältnissen überall enormen Schaden zuzufügen.
               Dieser neue Imperialismus bedeutet, dass das Kapital selbst in die intimsten Räume
               eingedrungen ist und nicht nur die wirtschaftlichen Aktivitäten der Menschen (junge
               Mädchen im globalen Süden stellen jetzt die Kleider und die Schuhe der Welt her) transformieren,
               sondern auch ihre Träume von der Zukunft. Das ist vermutlich der Grund, warum ich
               häufig das Wort »Imperialismus« benutze.
            

            Aber obwohl ich jetzt von der Wende zum 21.Jahrhundert gesprochen habe, könnte es wichtig sein, die Entwicklungen dieser Ära
               mit der Wende zum 20.Jahrhundert – dem Aufstieg des Monopolkapitals und den imperialistischen Abenteuern
               der USA auf Kuba, Puerto Rico, Hawaii und den Philippinen – in Verbindung zu bringen. Ferner
               sollte die Rolle erwähnt werden, die diese militärische Aggression für die Konstruktion
               des rassifizierten Staa64tes im Innern der USA gespielt hat: für die Konsolidierung von Jim Crow,[2]  die Industrialisierung des Südens, die Ansiedlung der Industriekapitalist:innen in
               den Südstaaten der USA. In meinem eigenen konzeptuellen Rahmen versuche ich, all diese historischen Momente
               im Gespräch zu halten, und verwende daher den eher prozessorientierten Terminus Imperialismus.
            

            Der Historiker William Appleman Williams sprach in seinem sehr wichtigen kleinen Buch
                     Der Welt Gesetz und Freiheit geben von einer amerikanischen »imperialen Geschichte, imperialen Psychologie und imperialen
                     Ethik«.[3]  Man könnte argumentieren, dass Guantánamo und Abu Ghraib Beispiele für diese imperiale
                     Ethik und Psychologie sind. Eine Psychologie der vollkommenen Verachtung, Gleichgültigkeit,
                     Entmenschlichung und grenzenlosen Hybris auf der einen und einer Ethik der Straflosigkeit,
                     Asymmetrie und Gesetzlosigkeit auf der anderen Seite. Sind das nicht Aspekte eines
                     Imperiums als Lebensweise?

            Ja, absolut. Aber ich bestehe dennoch auf der Anerkennung der Tatsache, dass dieses
               imperiale Projekt ja vorgeblich das Ziel verfolgt, die Herrschaft der Demokratie zu
               garantieren. Und das sollte gar nicht einmal als eklatanter Widerspruch verstanden
               werden: Das Streben nach globaler Vorherrschaft durch militärische Mittel wird mit
               dem Ziel der Verteidigung und Verbreitung der amerikanischen Demokratie rationalisiert
               – oder sollten wir stattdessen Kapitalismus sagen? Ich finde diese alldem zugrundeliegende
               Kommodifizierung noch bedrohlicher als die Hybris, die die Bush-Administration zweifellos
               an den Tag legt und die viele von uns widerspruchslos akzeptieren. Der Begriff der
               Demokratie ist in etwas verwandelt worden, das wie eine Ware exportiert und ganzen
               Bevölkerungen verkauft oder aufgezwungen werden kann.
            

            Die imperiale Dimension dieses Projekts wird noch offensichtli65cher, wenn man in Betracht zieht, in welchem Ausmaß Rechte und Freiheiten, die man
               normalerweise mit der Demokratie assoziiert, ganz unbekümmert der Behauptung von der
               eigenen Vormacht und Kontrolle über die Völker der ganzen Welt untergeordnet werden.
               Man bedenke nur, wie im Irak Wahlen für das Publikum in den USA inszeniert werden. Dabei wird natürlich das Recht zu wählen als der exemplarische
               Gradmesser der Demokratie präsentiert. Darum bittet man uns, für den Augenblick unsere
               Erinnerung an all die Dinge zu verdrängen, die diesen Wahlen den Weg gebahnt haben
               – das Bombardement, die Invasion und die Besatzung, die auch weiterhin Tod, Verstümmelung,
               die Zerstörung von Institutionen und die Entwürdigung einer der ältesten Zivilisationen
               der Welt zu Folge haben. Der US-Imperialismus wird so noch bedrohlicher, da er in immer stärkerem Maß unsere Fähigkeit
               beschränkt, uns vorzustellen, wie eine authentische Demokratie aussehen könnte. Da
               die Durchsetzung von Demokratie als das primäre Ziel dieser militärischen Aggression
               ausgegeben wird, verliert »Demokratie« jede denkbare substantielle Bedeutung und beschränkt
               sich auf die Ausübung des Wahlrechts als reine Formalität. Dieser – sowohl was den
               Irak als auch was die USA selbst angeht – beschränkte Begriff von Demokratie verhindert Konzeptionen von Demokratie,
               die auch auf Gleichheit und Gerechtigkeit im Hinblick auf Wirtschaft, race, Geschlecht und Sexualität insistieren.
            

            Handelt es sich hier nicht auch insofern um ein Imperium, als sich Bush der Zweite,
                     ebenso wie Bush der Erste, nie entschuldigt hat und sich das auch gar nicht vorstellen
                     könnte? Handelt es sich bei dieser Art von Arroganz und Unbekümmertheit nicht um eine
                     Art von eklatanter und brutaler imperialer Hybris?

            Absolut. Mir scheint, dass es da schon Präsidenten gegeben hat, die etwas stärker
               zur Bescheidenheit geneigt haben.
            

            So wie etwa Clinton, der nach Lateinamerika gegangen ist und sich für die US-Unterstützung der nicaraguanischen Contras entschuldigt hat.

            Oder, um ein Beispiel aus der Innenpolitik zu nehmen, als Clinton sich für das Tuskegee-Experiment[4]  entschuldigt oder als er versucht 66hat, sich für die Sklaverei zu entschuldigen. Aber mir scheint, dass die Clinton-Administration
               eine Menge getan hat, um der Innen- und Außenpolitik Bushs den Weg zu bereiten. Das
               soll nicht heißen, dass es mir heute nicht lieber wäre, wenn Clinton Präsident wäre.
               Natürlich wäre es das, aber gleichzeitig ist die Kontinuität zwischen der Politik
               dieser beiden Administrationen unübersehbar. Und ich bin nicht sicher, ob es einen
               großen Unterschied macht, einen Präsidenten zu haben, der die globale Vorherrschaft
               der USA durchsetzen will und bereit ist, dafür Krieg zu führen, aber dabei eine etwas weniger
               provokative oder bescheidenere Haltung einnimmt. Zu viele progressive Kräfte haben
               sich während der Amtszeit Clintons mit ihm identifiziert und nicht die Notwendigkeit
               einer organisierten Opposition erkannt. Wenn wir uns stärker gegen die Angriffe der
               Clinton-Administration auf den Sudan und den Irak gewehrt hätten, hätte der gegenwärtige
               Krieg vielleicht verhindert werden können. Und vergessen wir auch nicht, dass der
               gefängnisindustrielle Komplex sich besonders unter der Clinton-Administration verstärkt
               entwickelt hat. Gerade während seiner Amtszeit wurde es immer schwieriger, zwischen
               der Politik der Republikaner und der der Demokraten zu unterscheiden. Und doch waren
               Leute, die sich als »progressiv« betrachteten, viel stärker bereit, sich hinter Clinton
               zu versammeln. Wir sollten inzwischen fähig sein, aus den Fehlschlägen des radikalen
               und progressiven Aktivismus im Lauf dieser Zeit einige wichtige Lehren zu ziehen.
            

            Ich denke, es gibt eine Art Identifikation zwischen der amerikanischen Bevölkerung
                     und dem Präsidenten. Das ist es, was Williams die imperiale Psychologie nennt. Ich
                     finde es einfach erschütternd, dass es Bush trotz seiner Lügen, Täuschungen und Manipulationen
                     gelungen ist, wiedergewählt zu werden. Arundhati Roy schreibt, dass die Tatsache,
                     dass Staatsbeamt:innen und Präsidenten Wahrheit und Recht mit Füßen treten können,
                     bedeutet, dass wir uns in einem Imperium befinden.[5]  Die Amerikaner:innen haben ihn wiedergewählt. Warum? Ist das nicht auch Teil jener
                     imperialen Psychologie?

            67Nach dem 11. September 2001 und dem damit heraufziehenden Schreckgespenst des Terrorismus
               wurde eine moralische Panik erzeugt, die die Sicherheit ins Zentrum sämtlicher Diskurse
               stellt – sowohl derjenigen, die den Krieg gegen den Irak befürworten, als auch derjenigen,
               die ihn ablehnen. Dieser Fokus auf die Sicherheit in Gestalt innerer und äußerer Überwachung
               und Kontrolle trägt zur Erzeugung einer allgegenwärtigen Furcht bei, die die Menschen
               jene Dimensionen von Sicherheit vergessen lässt, bei der es um Dinge wie Gesundheitsversorgung,
               Bildung und Wohnen geht. Das Problem mit dem Präsidenten besteht nicht in erster Linie
               darin, dass er die Leute täuscht – die meisten Leute gehen unabhängig von ihrem politischen
               Standpunkt oder ihrem Bildungsniveau ohnehin davon aus, dass Politiker lügen und betrügen.
               Das ist nun einmal das Spiel, und ich bin nicht sicher, ob Bush sich durch eine besondere
               Fähigkeit zur Täuschung auszeichnet. Bush wurde wegen genau der Panik wiedergewählt,
               die von den Angriffen am 11. September 2001 erzeugt wurde. Ein weiterer Grund war
               die Leichtigkeit, mit der wir alle von den Bildern und der Rhetorik des Nationalismus,
               die mit dem Status als US-Bürger:in verbunden sind, verführt wurden. Der amerikanische Ausnahmestatus wird
               als gegeben hingenommen, und es gibt keinen breiten Diskurs, der es uns ermöglichen
               würde zu verstehen, dass die Überlegenheit der USA auf Ausbeutung und Unterdrückung basiert.
            

            Nach dem 11. September wurde uns die »Nation« als das wichtigste Modell der Solidarität
               angeboten. Das heißt, man forderte die Menschen dazu auf, in ihrem »Amerikanismus«
               Zuflucht zu suchen, statt sich als Akteur:innen zu sehen, die solidarisch mit den
               Menschen auf der ganzen Welt sind, darunter auch mit jenen in den Ländern, die später
               als die »Achse des Bösen« gebrandmarkt wurden.
            

            Warum hatten wir es so eilig, die Nation als die Grenze der menschlichen Solidarität
               zu betrachten – und das ausgerechnet in einem Augenblick, als Menschen auf der ganzen
               Welt sich mit unserem Schmerz und unserem Leid identifizierten? Warum haben wir es
               nicht geschafft, diese Solidarität auf eine Weise entgegenzunehmen, die es uns ermöglichte,
               sie zu erwidern und uns in einem weiteren Sinne als Weltbürger:innen zu verstehen?
               Das hätte auch die Einbeziehung derjenigen Menschen in den USA möglich gemacht, die rechtlich nicht als »Bürger:innen« gelten. Die Nation als 68Hauptinstrument und Hauptmodus der Solidarität schloss all jene im Inneren und im
               Äußeren aus, die keine US-Bürger:innen waren. Die brutalen Angriffe auf Menschen, die als muslimisch oder arabisch
               betrachtet wurden, zeigten, dass der Rassismus in den USA nach wie vor sehr lebendig ist und sich jetzt auf neue Ziele richtet. Daher mache
               ich mir größere Sorgen über die Leichtigkeit, mit der sich diese moralische Panik
               entwickelte, als über die Unehrlichkeit und die Lügen des Präsidenten.
            

            Aber ganz allgemein, wenn ich auf meine politische Geschichte zurückblicke, kann ich
               sagen, dass radikalen Aktivist:innen immer klar gewesen ist, dass Regierung und Bevölkerung
               nicht ein und dasselbe sind. Auch wenn das ein sehr simpler Punkt zu sein scheint,
               muss diese Unterscheidung heute vielleicht besonders unterstrichen werden. Die Identifikation,
               von der du gesprochen hast, wird gerade durch das Fehlen eines starken Gemeinschaftssinns
               im Kampf ermöglicht, der sich nicht an den Standpunkten der Regierung orientieren
               muss, schon gar nicht in Zeiten des Kriegs.
            

            In der Zeit vor dem internationalen Zusammenbruch des Sozialismus hat man die Gemeinschaften,
               die für die Rechte der Arbeiter:innen, gegen Rassismus und für Gerechtigkeit, Frieden
               und Gleichheit kämpften, als das »andere Amerika« bezeichnet. Heute hingegen scheint
               es, dass viele Gegner:innen der Politik und der Praktiken der Bush-Administration
               offenbar immer noch sehr stark von der Ideologie des amerikanischen Ausnahmestatus
               beeinflusst sind. Daher das Gefühl der Lähmung nach dem 11. September 2001 und die
               gefährliche Unterstützung der schlimmsten Arten von Nationalismus. Das beunruhigt
               mich mehr als alles andere, denn wenn wir uns eine Hoffnung auf eine bessere Zukunft
               bewahren wollen, müssen wir die Fähigkeit entwickeln, uns selbst als Bürger:innen
               einer neuen Weltordnung zu verstehen, was sehr wohl bedeuten kann, dass wir eine Führungsrolle
               von Menschen im Irak und anderen Menschen akzeptieren müssen, die sich derzeit an
               vorderster Front der Kämpfe befinden.
            

            Das könnte als rückwärtsgewandte Sehnsucht nach einer politischen Vergangenheit erscheinen,
               die weniger kompliziert war als unsere Zeit. Aber tatsächlich versuche ich hier nur
               dingfest zu machen, wie oft wir Ideologien verhaftet bleiben, von denen wir glauben,
               wir hätten sie hinter uns gelassen.
            

            Eine unserer Hauptaufgaben besteht in einer Neukonzipierung 69des Begriffs der »Sicherheit«. Wie können wir dazu beitragen, die Welt zu einem Ort
               zu machen, der gegen die Verwüstungen des globalen Kapitalismus gesichert ist? Zu
               diesem weiter gefassten Verständnis von Sicherheit könnte ein Schuldenerlass für Afrika
               gehören. Das würde ein Ende des Molochs der Privatisierung bedeuten, der die neue
               Gesellschaft, die die Menschen in Südafrika aufzubauen versucht haben, bedroht. Es
               würde außerdem bedeuten, dass unsere Prioritäten vom gefängnisindustriellen Komplex
               auf die Bereiche Bildung, Wohnen und Gesundheit verlagert werden. Bush wurde ja gerade
               aufgrund der moralischen Panik wiedergewählt (oder besser gesagt: gewählt, weil er
               zu seiner ersten Amtszeit ernannt und nicht gewählt wurde), die die Aufmerksamkeit der Menschen von den komplizierteren Fragen
               über unsere Zukunft abgelenkt hat. Er wurde nicht nur wegen der Angst vor einem weiteren
               »terroristischen« Angriff gewählt, sondern auch wegen der Angst, dass es mit der amerikanischen
               Überlegenheit bald vorbei sein könnte.
            

            Ich möchte dir eine Frage zum Verhältnis zwischen der Produktion des Rechts und der
                     Verletzung des Rechts in den USA stellen. Man kann ja von dem eklatant selbstsüchtigen Charakter einiger Rechtsmemoranden,
                     präsidentiellen Verfügungen und Entscheidungen nur angeekelt sein.[6]  Nehmen wir den Ausdruck »feindlicher Kombattant« und die Außerkraftsetzung der Genfer
                     Konventionen für Leute, die von den USA in Gewahrsam genommen werden. Wie Barbara Olshansky vom Center for Constitutional
                     Rights gezeigt hat, gibt es die Kategorie »feindlicher Kombattant« im internationalen
                     Recht gar nicht.[7]  Dennoch schafft der Ausdruck eine rechtliche Fiktion, die dazu dient, feindliche Soldat:innen
                     und angebliche Terrorist:innen vom Schutz durch das Recht auszuschließen. Diese rechtlichen
                     Auslegungen und Memoranden erwecken den Eindruck von Legalität und Rechtmäßigkeit.
                     So stehen wir vor dem Paradox, dass man sich auf das Recht beruft, um Ausnahmen vom
                     Recht zu schaffen.

            70Das verschrobene legalistische Vokabular, das der Krieg gegen den Terror hervorgebracht
               hat, gäbe großartiges Material für Komiker:innen ab, wenn es nicht so brutale Konsequenzen
               hätte. Diese neuen Kategorien sind verwendet worden, als wären sie fest in der Geschichte
               des Rechts und des Sprachgebrauchs verwurzelt und verstünden sich quasi von selbst,
               und ihre strategische Wirkung – die Aushebelung der Genfer Konventionen und einer
               Reihe weiterer Menschenrechtsinstrumente – basiert auf dem für die USA typischen Verständnis, dass unser Land über den Vereinten Nationen, dem Weltgerichtshof
               und allen anderen Institutionen steht. Ich frage mich, ob diese Strategie nicht auf
               ein allgemeineres Problem verweist, nämlich den neuen polemischen Diskurs, den die
               Bush-Administration begonnen hat. Das Bush-Vokabular, das vorgibt, komplexe Ideen
               auf die simpelste und primitivste Art auszudrücken, ist sowohl verführerisch als auch
               furchterregend. Es ist verführerisch, weil es so leicht verständlich zu sein scheint;
               es ist gefährlich, weil es damit zugleich alles auslöscht, was wirklich wichtig ist.
               Genau wie die Bedeutung des Ausdrucks »feindlicher Kombattant« erklären sich die Bedeutungen
               der Wörter »Freiheit« und »Demokratie« angeblich von selbst.
            

            Diese Einebnung des politischen Diskurses auf ein Niveau, auf dem sein Verständnis
               angeblich keine Mühe mehr erfordert und auf dem er selbsterklärend, unanfechtbar und
               logisch erscheint, öffnet Aggression und Gewalttätigkeit Tür und Tor. Das gilt für
               das häufig grob vereinfachende und plumpe Vokabular Bushs, es gilt für seine beständige
               Wiederholung der Begriffe Freiheit und Demokratie auf eine Weise, die ihnen jeden
               ernsthaften Inhalt nimmt, und es gilt für seine Darstellung der Terrorist:innen als
               »Übeltäter:innen« (evildoers). Aber es gilt auch für legalistische Begriffe wie »feindliche:r Kombattant:in« und
               »außerordentliche Auslieferung«.
            

            Wie schon erwähnt, bedeutet »außerordentliche Auslieferung«, dass Gefangene in andere
               Länder gebracht werden, um sie dort verhören zu lassen. Was der Ausdruck verbirgt,
               ist die Tatsache, dass von den Ländern, denen diese Gefangenen »ausgeliefert« werden,
               bekannt ist, dass sie foltern. Jane Mayer hat in ihrem kürzlich erschienenen Artikel
               im New Yorker darauf hingewiesen, dass es sich dabei um eine sehr weit verbreitete Praxis handelt.[8]  Diese 71Praxis erlaubt der US-Regierung, Folter zu betreiben, wenn auch nur indirekt. Auch hier würde ich argumentieren,
               dass diese Art von politischem Diskurs, die mittels eines fadenscheinigen rechtlichen
               Jargons die Diskussion vernebelt, auslöscht und abschneidet, die moralische Panik
               über den Terrorismus mit anfacht. Diese Begriffe sind dazu gedacht, Diskurs und Diskussion
               sinnlos zu machen. Einerseits ist es also so, dass die Analyse der sogenannten Bushismen
               Gelächter und das Gefühl der Komik auslöst, was uns daran hindert, sie ernst zu nehmen.
               Andererseits haben wir diesen legalistischen Jargon, der den Anschein erweckt, er
               sei im Rahmen etablierter und unwiderleglicher rechtlicher Erwägungen entwickelt worden,
               und er wird daher oft zu ernst genommen. Ich kann mich an keine Zeit in meinem Leben erinnern, in der der
               politische Diskurs so verwickelt war. Wir sollten uns große Sorgen darüber machen,
               dass das eine umfangreiche kritische Auseinandersetzung mit der Politik und den Praktiken
               des weltweiten Kriegs verhindern könnte.
            

            Ein britisches Gericht hat die Vorgänge in Guantánamo und Abu Ghraib als »rechtliches
                     schwarzes Loch« bezeichnet.[9]  Was sind die Konsequenzen dieses schwarzen Lochs für die Menschenrechtsaktivist:innen
                     auf der ganzen Welt?

            Vielleicht liegt die Lehre aus alldem in der Einsicht, dass wir Wege finden müssen,
               die absolute Autorität des Rechts in Frage zu stellen. Wir könnten etwa die folgende
               Frage stellen: Wie setzen wir das Recht als Instrument progressiver Veränderungen
               ein, während wir gleichzeitig unterstreichen, wie wichtig es ist, die Grenzen des
               Rechts anzuerkennen – die Grenzen des nationalen Rechts ebenso wie die Grenzen des
               internationalen Rechts? So gehen wir ja spontan von der Annahme aus, dass Gerechtigkeit
               und Gleichheit notwendigerweise durch das Recht hervorgebracht werden. Aber das Recht
               kann nicht aus sich heraus Gerechtigkeit und Gleichheit schaffen. Hier in den USA schlagen wir uns dreißig Jahre nach der Verabschiedung einer damals als beispiellos
               betrachteten Bürgerrechtsge72setzgebung immer noch mit vielen derselben Arten von Ungleichheit im Hinblick auf
               Wirtschaft, race und Geschlecht herum. In vielen Bereichen sind sie sogar noch fester in der gesellschaftlichen
               Ordnung verankert als zuvor. Das Recht kann durchaus erfolgreich strategisch eingesetzt
               werden und so breite Bewegungen und Kampagnen ermöglichen. Der Fokus der Bürgerrechtsbewegung
               lag ja auf der Veränderung der bestehenden Gesetze. Aber gleichzeitig produzierte
               das Recht auch die Grenzen der möglichen Veränderungen; wir können das jetzt daran
               sehen, wie die Gesetzgebung zur gezielten Förderung von Minderheiten in Staaten wie
               Kalifornien ihren eigenen Niedergang herbeigeführt hat.
            

            Es war die große Errungenschaft der Bürgerrechtsbewegung, das Recht von seiner Bezugnahme
               auf bestimmte Arten von Körpern zu befreien und auf diese Art »Rassengleichheit« vor
               dem Gesetz herzustellen. Aber gleichzeitig ermöglichte dieser Prozess auch rassiale
               Ungleichheit in dem Sinn, dass das Recht nun seiner Fähigkeit beraubt war, Menschen
               als rassifiziert, als aus rassifizierten Gemeinschaften kommend, anzuerkennen. Weil
               die Person, die vor dem Gesetz steht, ein abstraktes, mit Rechten ausgestattetes Subjekt
               ist, kann das Gesetz sich nicht mit den ungerechten sozialen Verhältnissen auseinandersetzen,
               in denen viele Menschen leben. Oder um ein konkreteres Beispiel zu geben, das mit
               der Herausbildung des gefängnisindustriellen Komplexes zu tun hat: Gerade weil das
               Recht die sozialen Bedingungen, die in gewissen Gemeinschaften in viel höherem Maß
               zu Gefängnisstrafen führen, nicht in Betracht ziehen kann, rechtfertigt der Mechanismus
               des formal fairen Prozesses letztlich die rassistische und klassistische Zusammensetzung
               der Gefängnisbevölkerung. Das Recht kümmert sich nicht darum, ob dieses oder jenes
               Individuum Zugang zu einer guten Bildung hatte oder nicht, ob er oder sie arm ist,
               weil die örtlichen Unternehmen geschlossen haben und in ein Land der Dritten Welt
               gegangen sind, oder ob zuvor noch erhältliche soziale Transferleistungen jetzt verschwunden
               sind. Das Recht kümmert sich nicht um die Bedingungen, die dazu geführt haben, dass
               einige Gemeinschaften in eine Situation geraten, die das Gefängnis für viele ihrer
               Mitglieder zu einem unvermeidlichen Schicksal macht. Obwohl jeder Einzelne das Recht
               auf ein faires Verfahren hat, sorgt gerade das, was als die Blindheit der Justiz bezeichnet
               wird, dafür, dass am Ende Rassismus und Klassismus die Frage beantworten, wer ins
               Gefängnis kommt und wer nicht.
            

            73Während ich bis jetzt spezifisch vom Kontext der USA gesprochen habe, würde ich außerdem vorschlagen, dass auch Menschenrechtsaktivist:innen
               ihre Aufmerksamkeit auf diese Fragen richten. Im Kampf für globale Gerechtigkeit können
               Menschenrechtsinstrumente zu strategischen Werkzeugen werden. Aber wir dürfen auch
               die umfassenderen Prozesse wie die weltweite Bewegung des Kapitals, das ganze Bevölkerungen
               seinen Angriffen unterwirft, nicht ignorieren. Kampagnen zur Verteidigung der Rechte
               von Immigrant:innen in den postkolonialen städtischen Zentren in Europa und den USA müssen auf den Menschenrechten der afrikanischen, lateinamerikanischen, asiatischen
               und arabischen Einwanderer:innen bestehen. Gleichzeitig ist es wichtig, sich gegen
               die Auswirkungen des weltweiten Kapitalismus zu wenden, die zwar nicht der einzige,
               aber ein zentraler Grund dafür sind, dass Menschen sich über Grenzen hinwegbewegen.
               Darin besteht heute eine bedeutende Herausforderung für Menschenrechtsaktivist:innen.
               Und tatsächlich haben Organisationen wie Amnesty International, die sich zuvor auf
               die Verteidigung individueller Menschenrechtsansprüche konzentriert hatten, ihre Arbeit
               inzwischen auf die Verteidigung nicht nur Einzelner, sondern ganzer Bevölkerungen
               und Gemeinschaften ausgedehnt. Das erfordert eine Doppelstrategie, die sich des Rechts
               bedient, aber seine Beschränkungen anerkennt, um auch diejenigen Fragen anzugehen,
               die das Recht nicht lösen kann.
            

            Du hast zuvor vom gefängnisindustriellen Komplex und der Vision einer »abolitionistischen
                     Demokratie« (abolition democracy) gesprochen. Kannst du das näher erläutern?

            Erstens ist der gefängnisindustrielle Komplex das Ergebnis der Tatsache, dass keine
               abolitionistische Demokratie geschaffen wurde. »Abolitionistische Demokratie« ist
               ein Ausdruck, den Du Bois in seinem Werk Black Reconstruction, seiner Studie über die unmittelbar auf die Sklaverei folgende Periode, prägte. George
               Lipsitz verwendet ihn heute in einem auf unsere Zeit bezogenen Kontext. Ich will versuchen,
               kurz seine Anwendbarkeit auf drei verschiedene Formen des Abolitionismus zu skizzieren:
               die Abschaffung der Sklaverei, die Abschaffung der Todesstrafe und die Abschaffung
               des Gefängnisses. Du Bois argumentierte, die Abschaffung der Sklave74rei sei nur im negativen Sinn erfolgt. Um eine umfassende Abschaffung der Sklaverei
               zu erreichen, nachdem die Institution für illegal erklärt worden war und die schwarzen
               Menschen aus ihren Ketten befreit wurden, hätten neue Institutionen geschaffen werden
               müssen, um die Schwarzen in die gesellschaftliche Ordnung einzubeziehen. Der Gedanke,
               dass jeder ehemalige Sklave 16 Hektar Land und ein Maultier bekommen sollte, wird
               manchmal als primitives Gerücht verlacht, das die Sklav:innen sich bloß ausgedacht
               hätten. Aber tatsächlich geht diese Idee auf einen Militärbefehl zurück, der verlassenes
               Land der Konföderierten in einigen Teilen des Südens den befreiten Schwarzen zuteilte.
               Und die kontinuierliche Forderung nach Land und den Tieren, die notwendig waren, um
               es zu bearbeiten, spiegelten das Verständnis unter den ehemaligen Sklav:innen wider,
               dass die Sklaverei nicht wirklich abgeschafft werden konnte, solange die Menschen
               nicht die wirtschaftlichen Mittel für ihr Überleben besaßen. Außerdem brauchten sie
               Zugang zu Bildungsinstitutionen und mussten das Wahlrecht und andere politische Rechten
               erobern, ein Prozess, der während der kurzen Periode radikaler Rekonstruktion im Süden
               von 1865 bis 1877 begann, aber unvollständig blieb. Du Bois insistiert also darauf,
               dass eine ganze Reihe demokratischer Institutionen notwendig ist, um die vollständige
               Abschaffung der Sklaverei durchzusetzen – von daher sein Ausdruck »abolitionistische
               Demokratie«.
            

            Was würde es dann bedeuten, die Todesstrafe abzuschaffen? Das Problem ist, dass die
               meisten Leute denken, die einzige Alternative zur Todesstrafe bestünde in lebenslänglicher
               Haft ohne Möglichkeit einer vorzeitigen Entlassung. Aber wenn wir die Todesstrafe
               als eine Erbschaft der Sklaverei verstehen, würde ihre Abschaffung ebenfalls die Schaffung
               der Art von Institutionen erfordern, über die Du Bois schrieb – Institutionen, die
               es heute, hundertvierzig Jahre nach der Abschaffung der Sklaverei, immer noch nicht
               gibt. Wenn wir die Abschaffung der Todesstrafe mit der Abschaffung der Gefängnisse
               verbinden, müssen wir die lebenslängliche Haft ohne vorzeitige Entlassung als Alternative
               fallenlassen. Und wenn wir den Ansatz der abolitionistischen Demokratie auf die Abschaffung
               der Gefängnisse anwenden, sollten wir dazu die Schaffung einer ganzen Reihe sozialer
               Institutionen vorschlagen, die sich mit der Lösung der sozialen Probleme befassen
               würden, die die Menschen auf den Weg ins Gefängnis befördern, und die somit dazu 75beitragen würden, Gefängnisse überflüssig zu machen. Es gibt hier einen direkten Bezug
               zur Sklaverei: Als die Sklaverei abgeschafft wurde, wurden die Menschen in die Freiheit
               entlassen, aber sie hatten keinen Zugang zu den materiellen Ressourcen, die ihnen
               erlaubt hätten, sich ein neues, freies Leben aufzubauen. Die Gefängnisse hatten im
               Lauf der letzten hundert Jahre gerade deshalb Hochkonjunktur, weil diese Ressourcen
               fehlten und etliche Tiefenstrukturen der Sklaverei weiterbestanden. Sie können daher
               nicht beseitigt werden, ohne dass den communities, aus denen die Gefängnisbevölkerung zum großen Teil kommt, neue Institutionen und
               Ressourcen zugänglich gemacht werden.
            

            Wenn ich dein Argument richtig verstehe, sagst du damit, dass die Todesstrafe ein
                     Teil des »Lohns des Weißseins« ist, der gezahlt werden muss, um eine rassifizierte
                     Demokratie, eine Demokratie, die aus dem uneingelösten Versprechen der Abschaffung
                     der Sklaverei hervorgegangen ist, aufrechtzuerhalten?

            Das hängt davon ab, was man mit »Lohn des Weißseins« meint. Wenn wir uns auf Roedigers
               Analysen stützen, definieren wir »Lohn des Weißseins« als die Privilegien jener, die
               vom Fortbestehen des Rassismus profitieren. Auch wenn das kontraintuitiv scheinen
               könnte, würde ich argumentieren, dass die Todesstrafe so etwas wie eine »Rückkehr
               des verdrängten« Rassismus der Sklaverei ist, der jetzt auf alle losgelassen wird, die sich zufälligerweise innerhalb seines Zugriffs befinden, ganz
               gleich, ob sie als Schwarze, Latinx, Native Americans oder Weiße rassifiziert werden.
               Die überzeugendste Erklärung für das Weiterbestehen der Todesstrafe in den USA – außer Japan das einzige fortgeschrittene Industrieland, das regelmäßig seine eigenen
               Bürger:innen hinrichtet – liegt in ihren Wurzeln in der Sklaverei und darin, wie der
               Rassismus der Sklaverei zu ihrer überproportionalen Anwendung auf Schwarze geführt
               hat. Nach der Sklaverei wurde die Todesstrafe in das Rechtssystem integriert, während
               ihr offener Rassismus zunehmend in den Hintergrund trat. In dieser Ära der »gleichen
               Möglichkeiten« richtet sie sich jetzt über schwarze und Latinx-Gemeinschaften hinaus
               auch noch auf weitere Ziele. In diesem Sinne könnte man argumentieren, dass die Hinrichtung
               weißer Menschen eher ein Anzeichen der Rache des Rassismus als ein Zeichen für den
               »Lohn des Weißseins« darstellt.
            

            76Ich möchte das ein wenig untermauern und ein paar Worte über den Rassismus in unserer
               heutigen Ära, den Rassismus nach der Bürgerrechtsbewegung, über die Mutationen und
               Wandlungen des Rassismus und über den Rassismus in einer Zeit sagen, in der Angehörige
               unterrepräsentierter rassifizierter Gruppen in mächtige Führungspositionen aufgerückt
               sind. Wie würde sich eine brauchbare Analyse des Rassismus mit der Tatsache auseinandersetzen,
               dass eine schwarze Frau, die zuvor nationale Sicherheitsberaterin war, jetzt Außenministerin
               ist und dass der US-Justizminister ein Latino ist?[10]  Natürlich wird diese neue Integration uns als das Antlitz einer perfekt multiethnischen
               Nation präsentiert. Dieses scheinbare Dilemma lässt sich nur erklären, indem wir anerkennen,
               dass Rassismus viel tiefer als all die Probleme reicht, die durch Diversifizierungsprozesse
               und Multikulturalismus gelöst werden können. Es gibt weiterbestehende Strukturen des
               Rassismus, wirtschaftliche und politische Strukturen, die die ihnen zugrundeliegenden
               Diskriminierungsstrategien nicht offen zur Schau stellen, aber nichtsdestoweniger
               dazu dienen, communities of color in einem Zustand der Unterlegenheit und Unterdrückung zu halten.
            

            Daher bin ich der Meinung, dass die Todesstrafe die historischen Hinterlassenschaften
               des Rassismus in den Rahmen eines Rechtssystems integriert, aus dem der offene Rassismus
               entfernt wurde, das aber dennoch auch weiterhin eine Zuflucht für das Erbe des Rassismus
               ist. So lässt es sich erklären, dass die Todesstrafe in einem Land, das sich selbst
               als weltweiter Bannerträger der Demokratie betrachtet, immer noch äußerst aktiv ausgeübt
               wird. Gegenwärtig befinden sich über 3500 US-Bürger:innen in den USA im Todestrakt – zu einem Zeitpunkt, zu dem sämtliche europäischen Länder die Todesstrafe
               abgeschafft haben und zu dem die Europäische Union die Abschaffung der Todesstrafe
               zu einer Vorbedingung für die Mitgliedschaft gemacht hat. Die Todesstrafe ist ein
               Auffangbecken für die Hinterlassenschaften des Rassismus, doch jetzt, unter der Herrschaft
               rechtlicher Gleichheit, kann sie gegen jede:n und unabhängig vom race-Status der Person angewendet werden.
            

            Du hast auf Condoleezza Rice, Alberto Gonzales und Colin Powell als Personen hingewiesen,
                     die den Anschein erwecken, als lebten die Ame77rikaner:innen in einer rassenblinden Demokratie. Kannst du etwas zu der Beziehung
                     zwischen abolitionistischer Demokratie und Identitätspolitik sagen?

            Natürlich meine ich es sarkastisch, wenn ich – jetzt, wo wir people of color in hohen Positionen in der Regierung und in den Großkonzernen haben – von den USA als einer »rassenblinden Demokratie« spreche. Einzelne Individuen sind nicht notwendigerweise
               in die Strukturen der Unterdrückung eingebunden, die ihre Herkunft zunächst einmal
               impliziert. Vor vielen Jahren hat Dr. Martin Luther King schwarze Menschen kritisiert,
               die aus dem matschigen Sumpf auf dem Rücken ihrer Schwestern und Brüder herausklettern.
               Ohne den Druck der Bewegung für Bürgerrechte und rassenblinde Demokratie wäre gar
               nicht vorstellbar, dass diese Leute heute da wären, wo sie sind, und so scheint in
               der Behauptung, people of color könnten bei der Aufrechterhaltung des heutigen Rassismus eine entscheidende Rolle
               spielen, ein Widerspruch zu liegen. Aber in Wirklichkeit ist das eine unvermeidliche
               Folge des Kampfs für Gleichheit. Die Lehre daraus ist, dass wir unser Verständnis
               von Rassismus modifizieren müssen. In einer früheren Ära war das Fehlen von people of color in führenden Positionen in Staat und Wirtschaft eines der offensichtlichsten Anzeichen
               des Rassismus; dieses Fehlen spiegelte seinerzeit die allgemeineren Formen offener
               Diskriminierung wider. Aber nur weil jetzt einzelne people of color in den Institutionen, die die Verantwortung für die konkreten Formen des Rassismus
               tragen, auftauchen, verschwindet der Rassismus nicht unbedingt. Tatsächlich bin ich
               der Meinung, dass der Rassismus heute sogar noch effektiver und zerstörerischer ist
               als während der Ära, die zur Bürgerrechtsbewegung führte. Die Gefängnisse unseres
               Landes sind ein dramatisches Beispiel dafür: Unter den mehr als zwei Millionen Menschen,
               die sich derzeit im Gefängnis befinden, sind mehr als siebzig Prozent people of color.
            

            Ich weiß nicht, ob du die Bestätigungsanhörungen von Condoleezza Rice oder Alberto
                     Gonzales gesehen hast, aber sie waren eine unglaubliche Zurschaustellung machiavellistischer
                     Identitätspolitik. Tatsächlich hätte man fast von einer republikanischen Identitätspolitik
                     sprechen können.

            78Diese Entwicklungen zeigen die Grenzen der Strategien des Multikulturalismus und der
               Diversität, die derzeit die offiziellen Bemühungen um die Eliminierung des Rassismus
               definieren. Identität ist für sich genommen nie eine angemessene Achse gewesen, um
               die herum sich Kampfgemeinschaften organisieren konnten – nicht einmal zu den Zeiten,
               als wir Identität für den kraftvollsten Motor politischer Bewegungen hielten. Gemeinschaften
               sind immer politische Projekte, und politische Projekte können sich nicht ausschließlich
               auf Identität stützen. Selbst in der Zeit, als die Einheit der Schwarzen als unabdingbare
               Voraussetzung des Kampfes galt, war sie eher eine Fiktion als alles andere. Die Spaltungen
               entlang von Klasse, Geschlecht und sexueller Orientierung, die unmittelbar unter der
               Oberfläche dieses Einheitskonstrukts lauerten, brachten diese und andere Heterogenitäten
               unerbittlich zum Vorschein und machten eine »Einheit« zu einem unmöglichen Traum.
            

            Es ist interessant, wie viel schwerer es ist, Diskurse zu transformieren, als neue
               Institutionen aufzubauen. Viele Jahrzehnte nachdem sich die Fiktion einer schwarzen
               Einheit als Illusion erwies, geht man in den schwarzen Gemeinschaften immer noch fast
               unisono davon aus, dass nur eine solche Einheit uns Fortschritt bringen wird. Selbst
               jetzt, wo wir auf Figuren wie Condoleezza Rice und Clarence Thomas verweisen können,
               halten die Menschen an diesem Traum von der Einheit fest. Junge Menschen, die gerade
               erst beginnen, ein Gefühl für sich in der Welt zu entwickeln, glauben weiterhin, die
               einzige Art, wie wir für die vielen schwarzen Menschen, deren Leben wirtschaftlich
               und intellektuell verarmt ist, eine bessere Zukunft schaffen können, sei die Vereinigung
               der gesamten schwarzen Gemeinschaft. Ich höre das immer wieder. Aber was soll der
               Zweck einer solchen Vereinigung sein? Wie sollte man überhaupt Menschen über all die
               komplizierten Trennlinien von Politik und Klasse hinweg zusammenbringen? Es wäre heute
               vergeblich, eine einzige schwarze Gemeinschaft schaffen zu wollen. Aber es ist sehr
               wohl sinnvoll, sich zum Ziel zu setzen, Gemeinschaften zu organisieren, allerdings
               nicht einfach um ihr Schwarzsein, sondern in erster Linie um politische Ziele herum.
               Bei politischem Kampf ist es nie so sehr um die Frage gegangen, an welchen Identitäten
               er sich festmacht oder andere ihn festmachen, sondern um die Frage, welches Verständnis
               er davon hat, wie »Rasse«, Geschlecht, Klasse oder Sexualität sich auf die Konstruktion
               menschlicher Beziehun79gen in dieser Welt auswirken. Während des Black History Month und des Women’s History Month reden wir immer gerne von den »Ersten«: der ersten schwarzen Astronautin, der ersten
               schwarzen Richterin am Obersten Gerichtshof, dem ersten schwarzen Chirurgen und so
               weiter. Condoleezza Rice war die erste schwarze Frau, die Außenministerin wurde. Wie
               ich inzwischen schon oft gesagt habe, würde ich die Gelegenheit, das als Sieg zu feiern,
               mit Freuden gegen einen weißen Außenminister tauschen, der sich an die Spitze all
               derer von uns stellen würde, die dem weltweiten Krieg ein Ende machen wollen.
            

            Kannst du etwas über das Verhältnis sagen, in der eine amerikanische Demokratie von
                     falschen Gleichheiten und leeren Universalien zu jener Art von Folter und von geschlechtlich
                     diversifizierten Folterer:innen steht, die wir in Guantánamo und Abu Ghraib gesehen
                     haben?

            
            
         




















































      

   



OEBPS/9783518770320.jpg
Abolitionismus

Ein Reader
Herausgegeben von
Daniel Loick und
Vanessa E. Thompson
suhrkamp taschenbuch
wissenschafit






